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Für Delawar 

und die vielen anderen Afghanen, die ich seit 23. September 2015 kennenlernen durfte, 
die aber inzwischen von Abschiebung bedroht oder bereits abgeschoben worden sind ...  

 

Aus dem Abkommen der Europäischen Union mit Afghanistan vom 2. Oktober 2016: 

„The EU Member States understand that there should be a limitation to the number of 
non-voluntary returnees to 50 per flight in the first six months following the signature 

 of this declaration. (Part II / 3.) 

In den nächsten Monaten könnte die EU bis zu 80.000 Afghanen, mit einem negativen Asyl-
bescheid, abschieben. Dafür wird sogar ein eigener Terminal für Abgeschobene in Kabul 
geplant. Im Gegenzug zu den Abschiebungen könnte die internationale Staatengemein-
schaft bereit sein, jährlich mehr als drei Milliarden zu zahlen. Das sickerte am Rande einer 
zweitägigen Geberkonferenz aus 70 Ländern in Brüssel durch.                (Heute, 05.10.2016)  
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Rückkehrentscheidung 

Österreichs Zivilgesellschaft hat seit Herbst 2015, als die Flüchtlingswelle über unsere Grenzen 
geschwappt ist, entschlossen überall dort zugepackt, wo der Staat und seine Beamtenschaft 
schlichtweg überfordert waren – von der Versorgung mit Lebensmitteln und Bekleidung über 
Deutschkurse bis hin zu dem, was am meisten fehlte: persönliche Zuwendung, Anteilnahme … 
Und dann waren plötzlich zu viele Flüchtlinge im Land. – Nicht für uns ehrenamtliche Helfer. 
Wir arbeiteten unverdrossen weiter, obwohl man es uns zunehmend schwerer machte, die 
immer neu erdachten politischen und bürokratischen Schikanen zu überwinden. Und schon 
bald schwenkte auch die öffentliche Meinung um: Jetzt waren wir sogenannte Gutmenschen!  

Die von der Politik ehemals eingeforderte und von uns gelebte „Willkommenskultur“ war in 
Misskredit geraten. Ein Riss war zwischen den Menschen entstanden. Er verlief zunächst durch 
Europa und teilte es in Staaten, die Geflüchtete aufnahmen, und in solche, die mit ihnen nichts 
zu tun haben wollten. Der Umgang mit diesen Menschen spaltete aber bald auch die Bürger 
von Aufnahmestaaten: Bevölkerungsschichten, Vereine, Freundeskreise, ja sogar Familien! 

Die Flüchtlings- und Migrationsfrage ist für Europa zum Prüfstein geworden. Populisten haben 
dieses Thema für ihre Wahlkämpfe missbraucht und damit fast überall Mehrheiten gewonnen. 
In der Europäischen Union hat ein deutlicher Rechtsruck stattgefunden. Der Vormarsch der 
Nationalisten scheint unaufhaltsam zu sein. Soziales Engagement ist  nur noch gegenüber der 
jeweils eigenen Bevölkerung erwünscht. – Raus mit den Anderen! WIR zuerst! 

Wir alle werden für den Zynismus und die Kaltschnäuzigkeit, mit der die Asylwerber durch die 
Instanzen gejagt und danach abgeschoben werden, eines nicht allzu fernen Tages bezahlen. 
Auch jene, die sich an der Hetze nicht beteiligen und „nur“ Zuschauer in diesem Drama sind. 
Österreich schafft damit Fakten, die von künftigen Generationen aufzuarbeiten sein werden. 

Entscheiden wir uns daher rechtzeitig, zu humanitären Grundsätzen zurückzukehren!  

 

Wolfgang Buchebner, 21. Juli 2018 
 

Überarbeitung und Aktualisierung im Januar 2019 und im Februar 2020   

 

Wolfgang Buchebner, geb. 1952, war selbstständiger Architekt und ist 
seit September 2015 bei der Flüchtlingsinitiative CONNECT Mödling in 
der Gruppe “Bildung & Sprache“ administrativ und unterrichtend tätig. 
Als Mitglied der Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ befasst er sich 
mit dem Thema “Abschiebungen nach Afghanistan“ und betreibt seit  
2017 Aufklärungsarbeit gegen die Diffamierung und Vorverurteilung 
von Flüchtlingen, insbesondere von Afghanen.     

 
 
 

Diese Broschüre ist für die interne Verwendung der Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ vorgesehen. 
Etwaige Urheberrechte bezüglich Fotos und grafischer Darstellungen bleiben deshalb unberücksichtigt. 

Sämtliche Texte sind mit Quellenangaben und Datum ausgewiesen.    
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"Keine Grundlage, massenweise Flüchtlinge zurückzuschicken" 
 

Die Lage in Afghanistan ist desolat. Dennoch soll dorthin abgeschoben werden. 
                               Ein Sicherheitsexperte über die Selbsttäuschung des Westens. 
 

ZEIT ONLINE: Herr Kaim, flüchten die Menschen, 
die jetzt aus Afghanistan zu uns kommen, häufiger 
aus ökonomischen Gründen oder weil sie um ihre 
Sicherheit fürchten? 
 

Markus Kaim: Ich formuliere es mal vorsichtig: Die 
Flüchtlingszahlen sind ungefähr zu der Zeit ange-
stiegen, als sich die Sicherheitslage in Afghanistan 
deutlich verschlechtert hat. Ich finde es plausibel, 
das als einen Grund zu sehen.  
Natürlich wird es auch viele geben, die über die po-
litische Entwicklung im Land enttäuscht sind. Nach 
den Wahlen im vergangenen Jahr war die Hoffnung 
groß, dass die Blockaden im Land aufgelöst werden. 
Das ist nicht geschehen. Das Land krankt nach wie 
vor an Korruption und Nepotismus. Dass sich die 
Sicherheitslage verschlechtert, ist jedoch evident. 
Wer das leugnet, verschließt seine Augen. 
 

Wie kann man sich das Leben in Afghanistan zurzeit 
vorstellen? 
 

Lassen Sie mich mit dem Reisehinweis des Auswär-
tigen Amtes antworten: "Vor Reisen nach Afghani-
stan wird dringend gewarnt. Wer dennoch reist, 
muss sich der Gefährdung durch terroristisch oder 
kriminell motivierte Gewaltakte bewusst sein. Der 
Aufenthalt in weiten Teilen des Landes bleibt ge-
fährlich."  
Die Sicherheitslage war in den letzten Jahren schon 
schlecht im Süden und im Südosten, an der Grenze 
zu Pakistan. Im Norden und im Westen des Landes 
war es vergleichsweise immer besser. Der jüngste 
UN-Bericht weist aber darauf hin, dass es im Süden 
schlecht geblieben ist, und im Norden und Westen 
gefährlicher wird. Natürlich gibt es Städte wie Kabul 
oder Herat, in denen es etwas sicherer ist. Das kann 
sich aber auch sehr schnell ändern, wie wir bei der 
Eroberung von Kundus durch die Taliban vor einigen 
Wochen gesehen haben. 
 

Die Bundesregierung sagt, dass die Afghanen auch 
innerhalb des Landes flüchten können. 
 

Mir leuchtet nicht ein, wieso es sinnvoll sein soll, die 
afghanische Bevölkerung überhaupt aus ihren an-
gestammten Siedlungsgebieten in Gang zu setzen. 
Wenn die Regierung und die internationalen Partner 
die Afghanen ernsthaft ermutigen, von einer Region  

in eine andere zu gehen, ist das politische Signal: Wir 
geben diese Region faktisch auf. 
 

Nach dieser Logik dürfte Deutschland aber erst recht 
keine Flüchtlinge aufnehmen. 
 

In Deutschland kollidiert die sicherheitspolitische 
Sicht auf Afghanistan mit der migrationspolitischen. 
Sie haben aber nichts miteinander zu tun. Afghanistan 
ist nach wie vor ein Bürgerkriegsland. Die Zahl der 
sicherheitsrelevanten Vorfälle ist nach Angaben der 
Vereinten Nationen im dritten Quartal 2015 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 19% gestiegen. Die Zahl der 
von den Aufständischen kontrollierten Provinzen und 
Distrikte ist so hoch wie seit der westlichen Invasion 
2001 nicht mehr. Die Lage hat sich verschlechtert und 
verschlechtert sich mit jedem Tag weiter. Vielleicht 
findet man mit viel politischem Willen noch Regionen, 
in denen sie etwas besser ist. Das kann aber keine 
Grundlage dafür sein, jetzt massenweise Flüchtlinge 
zurückzuschicken. 
 

Ist es verantwortungslos, die Flüchtlinge zurückzu-
schicken? 
 

Sagen wir so: Das, was ich an Debatten in Deutsch-
land wahrnehme, deckt sich in keiner Weise mit den 
Berichten, die wir von den Vereinten Nationen aus 
Afghanistan erhalten. Es deckt sich ja noch nicht mal 
mit dem, was das Auswärtige Amt sagt. 
 

Wieso hat es in 14 Jahren nicht geklappt, eine Polizei 
und Armee aufzubauen, die die Afghanen beschüt-
zen kann?   
 

Ich glaube, der Westen hat sich derselben Illusion 
hingegeben wie im Irak: Dort sind die USA Ende 2011 
in der Gewissheit abgezogen, gut ausgebildete und 
ausgerüstete Sicherheitskräfte zurückzulassen. Aus-
bildung und Ausrüstung sind aber nicht dasselbe wie 
Schlagkraft. Die politischen, ethnischen und religiö-
sen Bruchlinien, die den ganzen Irak bestimmen, 
spiegeln sich auch in der Armee wieder. Deswegen ist 
es nie gelungen, loyale Sicherheitskräfte aufzubauen. 
 

Was aber im Irak vor allem mit dem Versagen der 
Maliki-Regierung zu tun hat. 
 

Absolut, das ist der entscheidende Punkt. Genau die-
ses Muster haben wir auch in Afghanistan. Es stimmt 
ja, was westliche Militärs immer gern betonen, dass 

Wolfgang Buchebner – Argumente gegen Abschiebungen nach Afghanistan 

 

 

ZEIT ONLINE – 30.12.2015, Interview: Christian Bangel 
 

MARKUS KAIM ist Senior Fellow der Forschungsgruppe Sicherheitspolitik in der Stif-
tung Wissenschaft und Politik. Er ist außerdem Lehrbeauftragter am Institut für Politik-
wissenschaft der Universität Zürich und an der Hertie School of Governance in Berlin. 
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eine gewaltige Truppe von 320.000 Mann aufgebaut 
wurde. Aber noch bedeutender ist, was sie seltener 
so offen sagen: Das tiefere Problem für die Sicherheit 
ist nicht das Vorrücken Aufständischer in bestimmten 
Regionen, sondern die Korruption im Verteidigungs-
ministerium. Das ist ein politisches Versagen. 
 

Aber im Irak war es die Paranoia des schiitischen 
Premiers Maliki, der bewusst und gezielt die Sunni-
ten ausgrenzte. In Afghanistan regieren Präsidenten 
äußerst schwerfällig, und das unter einer gewissen 
Kontrolle des Westens. 
 

Die Präsidenten Karzai und Ghani haben die Gräben 
sicher nicht bewusst vertieft, es ist ihnen aber auch 
nie gelungen, sie einzuebnen. Sie haben es auch nie 
geschafft, die lokalen Milizenführer zu entwaffnen 
und in das politische System zu integrieren. Das sind 
dieselben Leute, die im Bürgerkrieg der neunziger 
Jahre schon wichtig waren. Die haben bis heute über-
haupt kein Interesse, sich von einer Zentralgewalt 
irgendetwas sagen zu lassen. Das Ergebnis ist, dass 
so etwas wie Loyalität zum Staat nur ansatzweise 
entstanden ist. Gleichzeitig haben sich der Westen 
und auch die deutsche Politik der Illusion hinge-
geben, dass die Sicherheitskräfte im Ernstfall schlag-
kräftig genug sind. Sogar noch, nachdem die Taliban 
in Kundus einmarschiert sind. 
 

Jetzt wird die Truppenstärke der Bundeswehr ge-
ringfügig erhöht. Können 130 Soldaten mehr die 
Sicherheitslage ändern? 
 

Zumindest scheint damit eine Phase der Selbst-
täuschung des Westens zu enden. Als die Alliierten 
den Rückzug für 2014 ankündigten, gingen sie davon 
aus, dies werde den Druck auf die afghanische 
Regierung erhöhen, selbst für Stabilität zu sorgen. Sie 
fürchteten, dass die Afghanen das Land nie in die 
Hand nehmen, wenn kein Abzugsdatum genannt 
würde. Dieses Vorgehen hat sich als riesiger Fehler 
erwiesen. Das politische System ist blockiert, die 
Sicherheitskräfte sind dysfunktional. Gleichzeitig 
wussten die Aufständischen, dass sie nur auf den 
Abzug der ISAF-Truppen warten mussten. So sind 
Jahre verschenkt worden. 
 

Und dieser Prozess ist jetzt gestoppt? 
 

Es kommt darauf an, ob es beim Militärischen bleibt. 
Ich sehe kaum Ansätze einer politischen Strategie. Es 
gibt wenige Versuche, die Blockade im politischen 
System zu lösen oder mit den Taliban zu verhandeln. 

Kann man mit denen verhandeln? Es gibt auch Be-
richte, nach denen Afghanistan immer noch attrak-
tiv für die jungen Dschihadisten aus dem Nahen 
Osten und Afrika ist. 
 

 

Die militanten Islamisten dieser Welt haben im 
Moment viel attraktivere Alternativen. Die Taliban 
sind heute das, als was sie begonnen haben: eine 
dominant nationalistische Bewegung. Der IS wird von 
ihnen zum Teil bekämpft. Es ergibt Sinn, einen Aus-
gleich mit ihnen zu suchen. 
 

Also bleibt am Ende womöglich nur der Weg, den 
Taliban das Land zurückzugeben? 
 

Zumindest kann man das nicht allein mit mehr Militär 
verhindern. Es braucht eine flankierende politische 
Strategie. Was ist unsere minimale Ordnungsvor-
stellung für Afghanistan und wie setzen wir sie 
durch? Ohne eine solche Strategie muss man jenen 
Recht geben, die in dem Einsatz keinerlei Perspek-
tive sehen.  
 

Wir sehen in Syrien und im Irak, wie wichtig es ist, 
regionale Mächte einzubinden. Da wäre im Fall 
Afghanistan unter anderem der Iran, der in den 
letzten Jahren Millionen Afghanen aufgenommen 
hat. Warum hört man so wenig über Versuche, das 
Land einzubinden? 
 

Der Iran wurde in den vergangenen Jahrzehnten fast 
nur als drohende Atommacht wahrgenommen, viel 
weniger als möglicherweise hilfreicher regionaler 
Akteur in der Afghanistan-Frage. Das könnte sich jetzt 
ändern. 
 

Spielt der Iran eine ähnliche Rolle wie aktuell die 
Türkei? Könnte man den Iranern Geld und politische 
Vorteile versprechen, um sie dazu zu bringen, afgha-
nischen Flüchtlingen Asyl zu gewähren? 
 

Eine interessante Frage. Aber wenn ich mir vor-
stelle, ein gut ausgebildeter junger Afghane zu sein, 
der um sein Leben fürchtet, eine Perspektive sucht 
und der die Wahl zwischen Europa und dem Iran 
hat: Ich glaube, ich wüsste, was ich versuchen 
würde. Man könnte den Iran und auch Pakistan 
dennoch in ein Netzwerk einbinden. Nennen wir es 
Kontaktgruppe Afghanistan. Solche minilateralen, 
informellen Runden haben in jüngster Zeit eine 
Menge Gutes bewirkt, beim Iran-Deal zum Beispiel 
oder beim Minsker Abkommen. 
 

Sollte Deutschland eine solche Kontaktgruppe an-
stoßen? 
 

Warum nicht? Die Bundesregierung verfolgt lobens-
werterweise das Anliegen, sich weltweit stärker als 
Krisenmanager zu engagieren. Deutschland wird als 
Führungsmacht Europas gesucht, hat im kommen-
den Jahr den OSZE-Vorsitz inne und steht wirtschaft-
lich blendend da. Wer hindert die Regierung daran, 
ein wieder stärkeres militärisches Engagement in 
Afghanistan mit mehr Diplomatie zu kombinieren? 

 
 

Wolfgang Buchebner – Argumente gegen Abschiebungen nach Afghanistan 

 

 



 
 

6 

 
 
„Es gibt keine Gründe, welche die Rückkehr nach Afghanistan von männlichen Einzel-
personen unmöglich machen oder eine Gefährdung der Rückkehrer bedeuten würde", fasst 
der gerichtlich vereidigte Sachverständige Karl Mahringer zusammen. 
(Michael Ortner, Wiener Zeitung – 23.06.2017) 
 

 

 

 

 

 
 
 

Der UNO-Generalsekretär bemerkt in einem Bericht vom August 2017, dass sich Afghanistan 
nicht in einer Postkonflikt-Situation, sondern sich derzeit in einem KONFLIKT befinde und es  
nur wenige Anzeichen für ein Nachlassen dieses Konflikts gebe. Die allgemeine Sicherheits-
lage habe sich über die letzten Jahre verschlechtert, und die Taliban seien in der Lage gewesen, 
immer größere Teile des Landes zu beeinflussen … 
(UNO-Generalversammlung – 10.08.2017)        Mit gleichem Datum urteilt der VwGH jedoch: 

Es ist nicht erkennbar, dass das BVwG in Bezug auf die Nichtzuerkennung von Asyl aufgrund 
aktuellerer Länderberichte zu einem anderen Ergebnis gelangt wäre. … Die afghanischen 
Sicherheitskräfte sind im Allgemeinen fähig, die größeren Bevölkerungszentren effektiv zu 
beschützen. 
(Aus der Abweisung einer Revision, VwGH – 10.08.2017) 

 
 

 

 

  

„Mahringers Arbeitsweise ist ein Schlag ins Gesicht für wissenschaftlich arbeitende Sachver-
ständige, die rechtsstaatliche Entscheidungen ermöglichen.“ Heinz Patzelt, Generalsekretär 
von amnesty international in Österreich, nennt das Gutachten einen „der massivsten Angriffe 
auf das Asylrecht und die diesbezügliche Rechtssicherheit in Österreich seit Jahren.“ 
(Der Standard – 15.02.2018)  

„Ich kann zwischen 2009 und jetzt keinen Unterschied 
erkennen. Im Herbst gibt es immer die Herbstoffensive 
der Taliban, bei der Stützpunkte und Regierungsplätze 
angegriffen werden. Das wird über den Winter wieder 
abflauen und im Frühjahr wiederkommen.“ 
(Karl Mahringer, KURIER – 03.11.2017) 

 Afghanistan heute. 
 Und trotzdem wird abgeschoben … 

Mahringer ist gerichtlich beeideter Sachverständiger. Er erstellt Gutachten über die 
aktuelle Situation in Afghanistan, die als Grundlage für Asylentscheide herangezogen 
werden. Der 64-Jährige aus dem obersteirischen Bezirk Liezen ist jedoch kein Wissen-
schaftler, sondern Geschäftsmann. Zwar reist er für seine Gutachten auch selbst nach 
Afghanistan, aber oft stehen seine Beschreibungen der Sicherheits- und Versorgungs-
lage im Land im direkten Widerspruch zu dem, was internationale Organisationen 
berichten. Die steigende Zahl von zivilen Toten und die Tatsache, dass sowohl die NATO 
als auch die USA ihre Truppenstärke erhöhen, ignoriert er ebenso wie Berichte über 
Abgeschobene, die gefoltert, entführt oder gar umgebracht wurden. (profil Nr. 9/2018) 

Wolfgang Buchebner – Argumente gegen Abschiebungen nach Afghanistan 

Doppelt so viele Tote ! – Kein Unterschied ? 
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Die europäischen Regierungen bringen durch ihre Abschiebepraxis Tausende Afghanen in 
Gefahr. Die Geflüchteten werden in ein Land zurückgebracht, in dem ihnen Folter, Entfüh-
rung oder gar der Tod drohen. 
(amnesty international, 04.10.2017)    
 

„Abgeschobene haben noch ein weiteres Problem: Sie genießen in der afghanischen Bevöl-
kerung keinen guten Ruf. Sie werden pauschal als Kriminelle eingestuft“, sagt Sarah Ayoughi, 
stellvertretende Geschäftsführerin einer deutschen Hilfsorganisation (Ipso), die in Kabul ein 
psychosoziales Zentrum betreibt.  
(Tagesspiegel – 17.03.2017)      Leider wird die Realität von manchen Experten glatt ignoriert: 
 

„In der alten Heimat werden Verbrechen, die in Europa begangen werden, nicht wirklich 
ernst genommen. Die Familie nimmt dich in Schutz. Das erleichtert den Neustart.“  
(Sarajuddin Rasuly, profil Nr. 9 – 26.02.2018)    

  

 

 

 

 

 

2017 wurden aus Österreich lt. Dr. Rasuly „knapp 500 Afghanen zwangsweise ins Flugzeug 
in ihre Heimat gesetzt“. (profil Nr. 9/2018). 
 

Anfang 2017 gab es in Deutschland 252.590 Afghanen, 132 wurden ausgeflogen. Bei uns gab 
es 45.259.2017 Afghanen, 500 wurden ausgeflogen. Auf die jeweilige Gesamtzahl der in den 
beiden Ländern aufhältigen Afghanen bezogen, hat Österreich gegenüber Deutschland im 
Jahre 2017 demnach ca. 22-mal so viele Personen nach Kabul abgeschoben als Deutschland. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Rasuly arbeitet als selbstständiger Sachverständiger für das Bundesverwaltungsgericht, 
die zweite Instanz im Asylverfahren. Oft entscheiden die Richter aufgrund seiner Gut-
achten, ob ein afghanischer Asylwerber in Österreich den Status als Flüchtling bekommt 
und bleiben kann oder nicht. Rasuly stammt aus einer usbekischen Adelsfamilie Nord-
afghanistans, kam 1970 im Alter von 18 Jahren nach Wien und studierte Politikwissen-
schaften mit Schwerpunkt Afghanistan. Später lehrte er 15 Jahre lang an der Uni Wien. 
Gleichzeitig spielte er in der afghanischen Politik als Vermittler zwischen Konfliktpar-
teien, teilweise auch in Zusammenarbeit mit den UN, eine wichtige Rolle. 
(profil – 11.10.2016) 

Flüge aus Deutschland:  
 

An Bord befinden sich  
durchschnittlich auch 
4 Ärzte bzw. Sanitäter,  
3 Dolmetscher sowie  
75 (!) Bundespolizisten 

So viel kostet ein Ticket nach Kabul: 
 

Quelle: orange by Handelsblatt – 13.09.2017 

Wolfgang Buchebner – Argumente gegen Abschiebungen nach Afghanistan 
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Wegen der “schlimmen Sicherheitslage“ fordert Hamid Karzai 
einen Abschiebestopp nach Afghanistan: „Schickt sie nicht zu-
rück in die Gefahr“, sagt der Ex-Präsident des Landes. 

 

Dieses stern-Interview fand am 6. Dezember 2017 statt.  

 

Fünf Wochen später, am 10. Januar 2018, meinte Karzai in einem ORF-Interview hingegen: 
 

„Es ist wahr, dass sich die Sicherheitslage wieder verschlechtert hat. Aber gleichzeitig gibt 
es viele Regionen, die sicher sind und in denen ein glückliches Leben möglich ist.“ 
 

    

 

 

 

  

 

 

 

 

 

Warum viele der Rückkehrer ihrer Regierung nicht trauen oder ihr wenig zutrauen, sagte mir 
einer der Rückkehrer: „Als wir hier ankamen, sagte der Flughafenkommandant, dass wir den 
Boden der Heimat küssen sollten. – Aber wir sind ja hier weggegangen, weil diese Heimat 
uns außer Krieg nichts zu bieten hatte.“ 
(Th. Ruttig, Kodirektor des unabh. “Thinktanks Afghanistan Analysts Network“ – 05.03.2017) 
 

 

 

 

 

 

 

 

Im Oktober hatte der afghanische Minister für Flüchtlingsangelegenheiten, Sayed Balkhi, 
am Rande eines Besuches in Wien die EU-Staaten aufgefordert, Afghanen mit negativem 
Asylbescheid nicht mehr unter Zwang in ihre Heimat abzuschieben. 
(Vienna online – 18.01.2018) 

Ankunft in Kabul 

Wolfgang Buchebner – Argumente gegen Abschiebungen nach Afghanistan 
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Zahlreiche Berichte über die Sicherheitslage in Afghanistan widersprechen den 
bei Entscheidungen von Asylverfahren herangezogenen Länderfeststellungen:  

 ACCORD – 31.06.2017 
 Flüchtlingsrat Berlin – 03.09.2017 
 PRO ASYL – 12.09.2017 
 Schweiz. Flüchtlingshilfe – 14.09.2017 
 IOM – 15.09.2017 
 Amnesty International – 04.10.2017 
 CIA-Report – 24.10.2017 
 Deutsche Bundeswehr – 03.11.2017 
 XINHUA – 20.11.2017   
 CRS – 13.12.2017  
 GASC – 15.12.2017 
 UNAMA – 20.12.2017 
 ecoi-net Themendossier – 21.12.2017 
 OCHA Field Report – 01.01.2018 
 SIGAR 4/2017 – 30.01.2018 
 UNHCR – 13.02.2018 

 

In Kabul hat die Zahl der Anschläge zuletzt stark zugenommen. (…) Erst am Montag waren sechs 
Menschen bei einem Selbstmordanschlag vor einem Gelände des afghanischen Geheimdienstes 
getötet worden. Auch diesen Anschlag hatte der IS für sich reklamiert. Die Hauptstadt gilt 
inzwischen als einer der gefährlichsten Orte für Zivilisten in Afghanistan. 
(Salzburger Nachrichten – 28.12.2017) 
 

Wer heute den Satz des früheren Verteidigungsministers Peter Struck wiederholt, Deutsch-
lands Sicherheit werde am Hindukusch verteidigt, erntet nicht selten Spott. Das Lachen könnte 
solchen Kritikern leider vergehen. (…) Der IS richtet begehrliche Blicke auf Pakistans Atom-
waffen.*) Er hat im Irak mit Biowaffen experimentiert, und zwar gleich an Menschen, an 
Gefangenen. Die Protokolle aus Mossul besagen, dass er erfolgreich neue Giftstoffe ent-
wickelt und getestet hat.  
(Die Welt – 28.12.2017)       *) Lt. UNO wurden vor allem hochrangige IS-Leute nach A. verlegt.   
 

Der IS hat damit in diesem Jahr in Kabul genauso viele, wenn nicht mehr Anschläge verübt als 
die radikalisamischen Taliban, die zahlenmäßig weit stärker sind. In ihrem Halbjahresbericht 
zu den zivilen Opfern im Juli hatten die UN darauf aufmerksam gemacht, dass der IS in den 
ersten sechs Monaten 2017 mehr als doppelt so viele Zivilisten getötet habe wie im gleichen 
Zeitraum 2016. Die Zahl und Wucht der Anschläge des IS sowie der Taliban in der Hauptstadt 
widerspricht auch der Darstellung der Bundesregierung, die nach Kabul weiterhin – wenn 
auch in begrenztem Umfang – abgelehnte Asylbewerber abschiebt und beteuert, dass sich seit 
Ende 2014 die Bedrohungslage für Zivilisten in Afghanistan nicht wesentlich verändert habe. 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung – 28.12.2017) 
 

„In Afghanistan sind das britische Kolonialreich und die Sowjetunion gescheitert. Und auch 
heute ist es für die Sicherheitskräfte ein anspruchsvolles Unterfangen, die Kontrolle über das 
gesamte Land zu erringen. Im Moment deuten alle Anzeichen darauf hin, dass sich die Sicher-
heitslage vorerst nicht signifikant verbessert.“ 
(Bruno Kahl, Präsident des deutschen Bundesnachrichtendienstes, Tagesspiegel – 16.02.2018) 

Kabul, 27. Jan. 2018, 12:45 Uhr (Ortszeit) 
Bombenanschlag mittels Krankenwagen  

103 Tote, 235 Verletzte 
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Seit dem zweiten Jahr des Bürgerkriegs baut der Iran seine militärische Einsatzfähigkeit in 
Syrien aus. Angesichts der Kritik, die sowohl im Iran selbst als auch im Ausland an diesem Ein-
satz aufgekommen ist, setzt Teheran auf Afghanen, die im Iran leben. Die nach Fatima, einer 
Tochter des Propheten Mohammed benannte Brigade Liwa Fatemiyoun, hat bereits Hun-
derte afghanischer Einwanderer im Iran rekrutiert, ausgebildet und nach Syrien geschickt. 
(euronews – 25.10.2015)   Anm.: 2017 fand man in Syrien Gräber von 14-jährigen Afghanen.  
 

 

„Die Kapazität des Landes, der Regierung und humanitärer Organisationen, Rückkehrer zu 
reintegrieren, ist ausgeschöpft“, sagte Hart mit Blick auf mehr als 740.000  Migranten ohne 
Dokumente, die im vergangenen Jahr aus  den Nachbarländern Pakistan und Iran auf Druck 
der dortigen Behörden zurückgekehrt sind. „Die Zahlen der Rückkehrer aus Europa sind zwar 
vergleichsweise gering, aber sie wirken sich auf eine schon jetzt volatile Lage aus.“ 
(Laurence Hart, Landesdirektor der Int. Organisation für Migration IOM – 22.02.2017)   
 

 
 

Zu den Rückkehrern aus dem Iran und aus Pakistan kommt eine wachsende Zahl an Binnen-
flüchtlingen. Nach UN-Angaben wurden über 360.000 Afghanen zwischen Januar und Okto-
ber 2017 als Folge von Kampfhandlungen zu Binnenflüchtlingen. Bereits jetzt leben allein in 
der Provinz Nangarhar eine Million Binnenflüchtlinge in behelfsmäßigen Behausungen. In den 
kalten Wintermonaten müssen viele ums Überleben kämpfen. 
(Shoaib Tanha und Waslat Hasrat-Nazimi – 12.12.2017) 

 

 

 
 
 
 
 
 

Pakistan war, wie der Iran, über Jahrzehnte ein groß-
zügiges Gastland für geflohene Afghanen, die bis zum 
Krieg in Syrien die größte Flüchtlingsbevölkerung der 
Welt ausmachten. Obwohl nach 2001, dem Ende der 
Taliban-Herrschaft, Millionen heimkehrten, leben 
immer noch vier bis fünf Millionen Afghanen im Iran 
und in Pakistan. Der Druck auf sie nimmt aber zu. 
(Volker Pabst, NZZ-Korrespondent – 03.03.2017) 

Zeltstadt von Rückkehren bei Kabul 

Auf der Flucht … 

Während zum Beispiel Deutschland und 
Österreich nur kleinste Mengen afghani-
scher „Flüchtlinge“ in ihre Heimat zurück-
führen, macht die pakistanische Regierung 
Nägel mit Köpfen. Per 60-Tage Frist müssen 
zwei Millionen Afghanen das Land ver-
lassen. 
(aus: “unzensuriert“ – 01.02.2018) 
 

Eines von vielen Hass-Postings … 
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Für die Bundesregierung gelten die Hauptstadt und ein paar nicht näher benannte Regionen 
offenbar immer noch als »sicheres Gebiet«, obwohl Kabul für Zivilisten mittlerweile einer der 
unsichersten Orte im Land ist. Interessant ist im Kontext der Abschiebungen auch: Laut Guar-
dian sind 72 Prozent der Rückkehrer (im Wesentlichen aus Nachbarstaaten) zu einer erneu-
ten Flucht gezwungen.  
Wen wundert es da noch, dass immer noch kein aktualisierter Lagebericht des Auswärtigen 
Amtes (AA) für Afghanistan vorliegt? Er hätte nichts zu vermelden, was zur Untermauerung 
der These dienen könnte, Afghanistan sei in Teilen – gar nachhaltig – sicher und deshalb gebe 
es inländische Fluchtalternativen. Der Lagebericht hätte turnusgemäß bereits im Oktober 
2017 erscheinen sollen, für die Gerichte und die politische Rechtfertigung von Abschiebun-
gen spielt er eine wichtige Rolle. 
(PRO ASYL – 02.02.2018)              Anm.: Syrier werden nicht abgeschoben, Afghanen schon!  
 

 
 

Quellen: IOM, UNHCR, AAN 

Rückkehrer 
aus Europa 
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In jüngster Vergangenheit wurden vermehrt Anschläge aus Afghanistan gemeldet. Pro Asyl 
kritisiert deswegen, dass das Auswärtige Amt seit Herbst 2016 keinen Lagebericht zu Afgha-
nistan veröffentlicht habe: "Die längst fällige Neubewertung der Sicherheitslage blieb aus." 
So könnten das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und die Verwaltungsgerichte ihre 
Asylentscheidungen nicht auf aktueller Grundlage fällen. 
(ZEIT ONLINE – 23.01.2018)      Anm.: Doch trotz dieser Mängel wird weiterhin abgeschoben.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
US-Militär zensiert wichtigen Bericht zu Afghanistan 
  
 

 

Der Spezialinspektor des US-Senats für den Wiederaufbau in Afghanistan (SIGAR) sei vom 
US-Verteidigungsministerium angewiesen worden, diese Informationen nicht mehr zu ver-
öffentlichen, heißt es im neuesten Report. SIGAR-Chef John Sopko kritisierte die Zensur scharf. 
Der Stand der Bezirkskontrolle sei einer der letzten öffentlich zugänglichen Indikatoren für den 
Erfolg – oder das Versagen – von Bemühungen, Afghanistan sicherer zu machen. (…) Im vor-
herigen Quartalsbericht waren erstmals auch die Zahlen zu Opfern unter Sicherheitskräften 
zensiert worden. 2016 waren mehr als 8.000 afghanische Soldaten und Polizisten getötet 
worden. Mit der weiteren Zensur des SIGAR-Berichts wird der sich verschärfende Krieg in 
Afghanistan noch undurchsichtiger. Weitere Informationsquellen waren in den vergangenen 
drei Jahren wegen der sich drastisch verschlechternden Sicherheitslage mit der Schließung 
von UNO-Büros und Hilfsorganisationen in den Provinzen weggefallen. 
(Salzburger Nachrichten – 30.01.2018)         
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der vierteljährliche Bericht darf inmitten des sich verschärfenden 
Krieges mit den Taliban nun nicht mehr preisgeben, wie viele 
Bezirke unter Kontrolle der Islamisten stehen und wie viele die 
Regierung noch kontrolliert. 

Binnenvertriebene in Afghanistan 
Quellen: UNAMA, UNHCR, UNOCHA 
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Binnenflüchtlinge infolge von Kriegshandlungen 2017 

Taliban 

WHO IS WHO IN AFGHANISTAN ? – ca. 4.000 Personen, darunter: 

45 Province Warlords  21 Taliban Province Commanders  
61 Local Warlords  24 Taliban District Chiefs   
      8 Taliban District Police Chiefs 
1 Mafia Boss     1 Taliban Minister 
1 Drug Lord     1 Taliban Official 
1 Drug Baron     1 Taliban Financier 
1 Drug Dealer     4 Taliban Spokesmen 
    10 Taliban Ex-Leaders  
2 Daesh Commanders (IS) 27 Taliban Ex-Ministers & Ex-Officials      
  

Der Name Gulbuddin Hekmatyar ist erst im Februar dieses Jahres von 
der UN-Terrorliste gestrichen worden. Er ist ein Kriegsfürst mit einer 
langen Vergangenheit. Erst kämpfte er gegen die Sowjets im Land. 
Ausgestattet mit viel Geld aus den USA und Saudi-Arabien war er der 
bestfinanzierte Anführer der Mudschaheddin. Als dann der Bürger-
Krieg in Afghanistan ausbrach, ließ Hekmatyar Kabul wochenlang 
mit Raketen beschießen. Dabei wurden 70.000 Einwohner getötet. 
Hekmatyars Männer hatten in der Stadt geplündert, vergewaltigt, 
gemordet. Daher sein Beiname: "Der Schlächter von Kabul". 
(Deutschlandfunk – 05.05.2017) Warlord Hekmatyar 

Angesichts eines Vormarsches der Taliban warfen die USA 2017 
etwa dreimal so viele Bomben und Raketen auf Afghanistan ab 
als 2016. Dabei gab es auch mehr zivile Opfer. Zuletzt verzeich-
neten die Vereinten Nationen im Tagesschnitt 80 "Konfliktvorfälle" 
im Land. Zwischen Januar und Ende September 2017 gab es mit  
rund 12.900 Vorfällen fünf Mal so viele wie 2008. In einem Bericht 
an den Sicherheitsrat hatten die UN erst kürzlich ihre Einstufung 
Afghanistans von "Post-Konfliktland" zu Land im Krieg geändert. 
(Münchner Merkur – 04.01.2018) 
 

Krieg in Afghanistan 
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Eine beträchtliche Zahl von negativen Asylentscheidungen ist dem Ländersachverständigen 
Karl Mahringer geschuldet. Beschwerden gegen seine “Expertise“ gehen vorerst ins Leere …        
 

Der Antrag des Beschwerdeführers auf "Ladung des Sachverständigen Mag. Karl Mahringer 
…, um dem BF bzw. seiner Vertreterin die Möglichkeit der wirksamen Wahrung des Parteien-
gehörs und Verteidigungsrechte durch Fragen an den Sachverständigen zu den aufge-
zeigten Unschlüssigkeiten bzw. Mängel seines Gutachtens zu geben", wird abgewiesen. 
(Aus einer Entscheidung des BVwG, GZ: W134 2139915-1/9E vom 02.10.2017)  
 

Mahringers Gutachten werden bei den Asylverfahren weiterhin bedenkenlos herangezogen:  
 

Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes 
ergibt sich sohin, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nicht gegeben sind, da dem Beschwerde-
führer eine Rückkehr nach Afghanistan, insbesondere in die Stadt Kabul zumutbar ist. Dies 
aus nachfolgenden Erwägungen:           
Vom Bundesverwaltungsgericht wird nicht verkannt, dass der Beschwerdeführer – seinen 
glaubhaften Angaben zufolge – im Iran geboren und aufgewachsen ist, noch nie in Afgha-
nistan aufhältig war und er keine Angehörigen in Afghanistan hat. Demgegenüber muss 
jedoch maßgeblich berücksichtigt werden, dass es sich beim Beschwerdeführer um einen 
arbeitsfähigen jungen Mann handelt, bei dem die grundsätzliche Teilnahmemöglichkeit am 
Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. 
(Aus einer Entscheidung des BVwG, GZ: W127 2131461-1 vom 25.10.2017) 
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„Die Zahl der tatverdächtigen Asylwerber ist 2017 
sogar um zehn Prozent gesunken. Den deutlichsten 
Zuwachs bei den Verurteilungen wegen Sexualde-
likten haben ausgerechnet die Österreicher selbst. 
Das alles mag nicht in das Weltbild des Boulevards 
passen, der täglich in riesigen Lettern über jede 
Straftat eines Flüchtlings berichtet. Dass zunehmend 
Menschen Angst haben, nachts auf der Straße zu 
gehen, ist eine Folge von Schauergeschichten und 
nicht der Realität. Man könnte sie beruhigen. Auch 
wenn man über diese aktuellen Zahlen aus 2017 
spricht und nicht mit einem 13 Monate alten Sicher-
heitsbericht Angst verbreitet.“ 
(Dominik Schreiber, KURIER – 12.01.2018)  

  „70 Prozent sind in Wahrheit Wirtschaftsflüchtlinge.“ 
  (Dagmar Belakowitsch-Jenewein, FPÖ – 17.06.2017)  

 

  „70 Prozent der Leute, die von Afghanistan nach 
  Österreich kommen, sind Wirtschaftsflüchtlinge.“ 
  (Karl Mahringer, KURIER – 03.11.2017) 

Nur noch jeder Zehnte, der aus der Türkei nach Griechenland übersetzt, ist nach Angaben 
der Regierung in Athen ein Mensch auf der Flucht vor Krieg und Verfolgung. "Wenn wir die 
Afghanen als Migranten einstufen, dann sind mittlerweile 90 Prozent dieser Menschen 
(Wirtschafts-)Migranten", so der stellvertretende Verteidigungsminister Dimitris Vitsas am 
Freitag dem Fernsehsender ANT1. 
(Österreich – 04.03.2016)                      Die Realität in Afghanistan ist leider eine ganz andere:      
 

„Im Syrien-Krieg gibt es klare Fronten: Hier ist die Assad-Regierung, da der Islamische 
Staat“, meint Faiq. „In Afghanistan gibt es so etwas nicht. Die Taliban warten hinter jeder 
Ecke – und uns Hazara beschützt niemand.“ 
(Paul Nehf, Die Welt – 06.03.2016) 
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„Ich rede über Fakten, und ich rede über Scheinheiligkeiten. Ich rede 
darüber, dass keiner von denen, die „Willkommen“ oder „Wir schaffen 
das“ gerufen haben, sein Gästezimmer frei gemacht oder in seinem 
Garten ein Zelt stehen hat, in dem fünf Auswanderer wohnen können.“ 
(Dietrich Mateschitz, Kleine Zeitung – 10.06.2017) 

Das ungarische Parlament beginnt am kommenden Dienstag mit 
der Erörterung eines Gesetzespakets, das neue Repressionen 
gegen NGOs aus dem Bereich der Flüchtlingshilfe beinhaltet. Es 
sieht unter anderem eine 25-prozentige Strafsteuer für materielle 
Hilfen aus dem Ausland vor. Auch die Verhängung eines Aufent-
haltsverbots für NGO-Mitarbeiter in grenznahen Zonen des 
Landes droht. Weiter muss eine Zivilorganisation, die Flücht-
lingen und Asylbewerbern helfen will, künftig über eine Geneh-
migung des Innenministeriums verfügen. 
(Tagesschau – 19.02.2018)    Mehr als eine gefährliche Drohung … 

Sebastian Kurz 
Integrationsstaatssekretär 2011-2013 
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Tatsächlich haben viele Gutmenschen den “Auswanderern“ Wohnraum zur Verfügung gestellt, sie 
sogar in ihre Familien integriert. Sie haben Patenschaften und Bürgschaften übernommen, haben 
Flüchtlinge, sofern dies gesetzlich möglich war, adoptiert, um sie vor Abschiebung zu schützen …     
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Die private Initiative CONNECT Mödling ist ein gemeinnütziger Verein und verfolgt das Ziel, 
einfach und unkompliziert Menschen aus Mödling mit Menschen, die Ihre Heimat in großer Not 
verlassen mussten, zusammen zu bringen. – Wer flüchten muss, sucht einen friedlichen Ort. 
Diesen haben wir in Mödling geschaffen. Für 150 unbegleitete Minderjährige und 10 Familien. 
Trotz aller Schwierigkeiten, die uns die Politik bereitet hat und uns wohl weiterhin bereiten wird.   

… statt internieren!  

Flüchtlinge integrieren … 

seit Sept. 2015 
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Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom 14. Dezember 2017 zur Lage in 
Afghanistan (2017/2932(RSP)) 

 

 

 

 
Das Europäische Parlament, ………. 
 
A.  ……….; in der Erwägung, dass diese Ziele und die erzielten wesentlichen Fortschritte 
wegen des steigenden Drucks vonseiten der Aufständischen und Terroristen, der schwä-
chelnden Wirtschaft und der politischen Instabilität in Gefahr geraten sind; 
………. 
I.  in der Erwägung, dass ………. das Wiedererstarken der Taliban und von Al-Qaida sowie 
seit Kurzem eine wachsende Präsenz des Islamischen Staates (IS) in Afghanistan, etwa in 
Form des neuen lokalen Ablegers „Islamischer Staat in der Provinz Khorasan“ (ISKP), in 
der Summe dazu führen könnten, dass sich die Instabilität in einen größeren Konflikt 
verwandelt; in der Erwägung, dass in dem jüngsten Bericht der UNAMA die höchste 
Opferzahl seit 2009 dokumentiert ist, ……….; in der Erwägung, dass deshalb auch die 
Migration nach Europa zugenommen hat; 
………. 
K.  in der Erwägung, dass Afghanistan einen beispiellosen Anstieg der Anzahl von Rück-
kehrern ………. zu bewältigen hat, die vorwiegend aus Pakistan kommen; in der Erwä-
gung, dass im Iran etwa zwei Millionen Afghanen ohne Ausweispapiere und eine weitere 
Million anerkannte afghanische Flüchtlinge leben, die nun in ihr Heimatland zurück-
kehren; in der Erwägung, dass es ………. über 1,8 Millionen Binnenvertriebene in Afgha-
nistan gibt, wobei der Höhepunkt im Jahr 2016 erreicht wurde, als 650 000 Menschen 
………. in andere Gebiete flohen; in der Erwägung, dass – über die letzten zehn Jahre 
gesehen – im zweiten Halbjahr 2016 der höchste Anstieg bei der Zahl der afghanischen 
Flüchtlinge zu verzeichnen war, die aus Pakistan zurückkehrten (370 000 im Vergleich zu 
55 000 im Jahr 2015); 
………. 
1.  stellt fest, dass Afghanistan trotz erheblicher internationaler Anstrengungen über 
einen langen Zeitraum heute immer noch unter einem schweren Konflikt zu leiden hat, 
der seine wirtschaftliche und soziale Entwicklung beträchtlich behindert; erinnert daran, 
dass Afghanistan in beinahe 40 Jahren durch Konflikte und Krieg zerrüttet worden ist; 
………. 
7.  ist zutiefst darüber besorgt, dass sich die Sicherheitslage in Afghanistan trotz der 
politischen Einigung nach der Präsidentschaftswahl 2014 weiter verschlechtert und sich 
die Zahl der Terroranschläge vervielfacht hat; ist angesichts der fortschreitenden territo-
rialen Ausbreitung der Taliban und des jüngsten Erstarkens der Terrororganisationen IS 
und Al-Qaida zutiefst beunruhigt; weist darauf hin, dass ………. im Zeitraum von Januar 
bis November 2016 insgesamt 6 785 Angehörige der afghanischen Streitkräfte getötet 
und weitere 11 777 verwundet wurden und dass die UNAMA zudem einen Anstieg der 
Zahl der zivilen Opfer um 3 % ………. im Jahr 2016 im Vergleich zum Vorjahr gemeldet hat; 
bedauert die sich verschlechternde Sicherheitslage, die es kriminellen Gruppen er-
möglicht, sowohl afghanische Staatsbürger als auch Ausländer zu entführen, darunter 
Mitarbeiter der humanitären Hilfe und sonstige Helfer; 

Wolfgang Buchebner – Argumente gegen Abschiebungen nach Afghanistan 



 
 

19 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8.  ist zutiefst besorgt über die Entstehung des Islamischen Staates als jüngstes Element, 
das zur zunehmenden Fragilität der Sicherheitslandschaft in Afghanistan beiträgt; be-
tont, dass er zusätzlich zu seiner Hochburg im Osten des Landes (Nangarhar) versucht, 
seine Präsenz im Norden des Landes mit Unterstützung der islamischen Bewegung 
Usbekistans (IBU) zu behaupten; hebt hervor, dass im Erfolgsfall ein Umfeld geschaffen 
wird, das der Beherbergung ausländischer Kämpfer und Aktivisten förderlich ist, da diese 
aus dem Irak und Syrien verdrängt werden, weil der IS in diesen beiden Ländern 
militärische Rückschläge erlitten hat; 
………. 
10.  weist warnend auf die geringe Tauglichkeit der afghanischen nationalen Vertei-
digungs- und Sicherheitskräfte (ANDSF) und der nationalen Polizei hin, was weiterhin 
eines der Hauptprobleme im Hinblick auf Afghanistans Sicherheit und Wiederaufbau ist; 
………. 
12.  ……….; verurteilt die Repression, den Drogenhandel, die Landnahme, die widerrecht-
liche Beschlagnahme und Erpressung, wie sie von Warlords verübt werden; weist erneut 
darauf hin, dass die Opiumproduktion und der Handel mit Opium in Afghanistan ver-
heerende Auswirkungen auf die Bevölkerung vor Ort und die allgemeine Sicherheit im 
Land haben; 
………. 
14.  steht auf der Seite der afghanischen Bevölkerung und beharrt darauf, dass sich alle 
Konfliktparteien an das humanitäre Völkerrecht halten müssen und die Rechte aller Mit-
glieder der Gesellschaft zu achten haben, insbesondere der Minderheiten, Frauen und 
Kinder, ……….; fordert die staatlichen Stellen Afghanistans nachdrücklich auf, den ………. 
Aktionsplan in Bezug auf die als „Bacha bazi“ bezeichnete Praxis der Kinderprostitution 
umfassend umzusetzen, damit eine Rehabilitierung der Kinder, die Opfer sexuellen Miss-
brauchs geworden sind, möglich ist; verurteilt die Anschläge auf Krankenhäuser und 
Gesundheitszentren, Schulen und das bei humanitären Einsätzen eingesetzte Personal; 
verurteilt aufs Schärfste die anhaltende Missachtung der Menschenrechte und die 
barbarische Gewalt, die von den Taliban, dem IS und Al-Qaida gegen die Menschen in 
Afghanistan verübt wird; weist auf die Gefahren hin, die mit der Rückkehr ehemaliger 
Kriegsverbrecher wie insbesondere Gulbuddin Hekmatyār, dem Gründer der Partei 
„Hizb-i Islāmī“, verbunden sind, der von den USA im Jahr 2003 als Terrorist eingestuft 
wurde und der mit der zunehmenden Präsenz des IS in Afghanistan in Zusammenhang 
gebracht wird; 
 
15.  ist wegen der wieder zunehmenden Gewalt gegen Frauen und aufgrund des Um-
stands beunruhigt, dass sie in den von den Taliban kontrollierten Gebieten des Landes 
immer weniger Rechte genießen und sich ihre Lebensbedingungen dort beständig 
verschlechtern; bekräftigt seine Forderung an das afghanische Parlament und die afgha-
nische Regierung, alle Rechtsvorschriften aufzuheben, die Elemente der Diskriminierung 
von Frauen enthalten und somit gegen die von Afghanistan unterzeichneten inter-
nationalen Verträge verstoßen; 
………. 
18.  ……….; hebt hervor, dass dem Recht und der Möglichkeit, auf sicherem und legalem 
Wege Zuflucht zu suchen, eine wichtige Rolle zukommt, wenn es gilt, Todesfälle unter 
Asylsuchenden zu verhindern; 
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19.  nimmt den Abschluss des informellen Rückübernahmeabkommens zwischen der EU 
und Afghanistan – die Unterzeichnung des Plans für eine gemeinsames Vorgehen – zur 
Kenntnis; bedauert, dass der Abschluss dieses Abkommens keiner parlamentarischen 
und demokratischen Kontrolle unterzogen wurde; fordert die Regierungen in der Region 
auf, von der Rückführung von Afghanen Abstand zu nehmen; weist darauf hin, dass dies 
einen unmittelbaren Verstoß gegen das humanitäre Völkerrecht darstellt und dass der 
Umstand, dass immer mehr Flüchtlinge auf diese Art und Weise behandelt werden, 
terroristischen Gruppen Rückenwind verleiht und zu noch mehr Instabilität in der Region 
führt; betont, dass Rückführungen nach Afghanistan das Leben der betroffenen Per-
sonen erheblich gefährden, insbesondere Alleinstehender, die in Afghanistan nicht auf 
ein Netz aus Familienangehörigen oder Freunden zurückgreifen können und daher ge-
ringe Überlebenschancen haben; ………. betont, dass sie keine Anreize für Drittländer, 
sich bei der Rückübernahme illegaler Migranten kooperativ zu zeigen, schaffen dürfen 
und Menschen nicht gewaltsam von einer Ausreise abhalten oder die Migrationsströme 
nach Europa aufhalten dürfen (Entschließung des Parlaments vom 5. April 2017 ……….); 
 
20.  nimmt den Beschluss der Anklägerin des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Kenntnis, Ermittlungen wegen der möglichen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die 
seit 2003 begangen wurden, einzuleiten; 
 
21.  fordert die afghanische Regierung auf, alle anhängigen Todesurteile umzuwandeln 
und erneut ein Moratorium für Hinrichtungen zu erlassen, damit die Todesstrafe 
endgültig abgeschafft wird; drängt die Regierung Afghanistans, ihren nationalen Plan zur 
Abschaffung der Folter vollständig umzusetzen, und bedauert den Einsatz von Folter und 
Misshandlungen gegen konfliktbezogene Gefangene, dessen sich Berichten zufolge alle 
Seiten in Afghanistan schuldig machen; 
 
22.  ist zutiefst besorgt angesichts des massiven Anstiegs der Zahl an Binnenvertriebenen 
im Jahr 2016 um weitere 600 000 Menschen, der der Auslöser einer gewaltigen huma-
nitären Krise sein könnte; legt allen beteiligten Parteien nahe, sich um diese schutz-
bedürftigen Afghanen zu kümmern, und fordert die afghanische Regierung auf, deren 
Wiedereingliederung in die afghanische Gesellschaft zu unterstützen; weist darauf hin, 
dass Schätzungen der afghanischen Staatsorgane, Agenturen der Vereinten Nationen 
sowie anderer humanitärer Organisationen zufolge mehr als 9,3 Millionen Menschen bis 
Ende 2017 auf humanitäre Hilfe angewiesen sein werden; 
 
23.  begrüßt das vorläufige Inkrafttreten des Kooperationsabkommens über Partner-
schaft und Entwicklung zwischen der EU und Afghanistan am 1. Dezember 2017, das den 
ersten rechtsverbindlichen Rahmen für die Beziehungen zwischen den beiden Seiten 
darstellt; spricht sich zudem für eine zügige Ratifizierung des Abkommens durch die EU-
Mitgliedstaaten aus, damit es uneingeschränkt in Kraft treten kann; 
 
24.  beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Vizepräsidentin der Kom-
mission und Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, dem Rat, 
der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der 
Regierung und dem Parlament Afghanistans zu übermitteln. 
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Auszüge aus dem Entscheidungstext eines BVwG-Verfahrens 
 

W177 2129445-1 vom 28.12.2017 
 
 

I. Verfahrensgang: 
………. 

Stellungnahme zu dem Gutachten von Herrn Mag. Karl Mahringer 
………. 

a) Allgemeine Versorgungslage: Dem Gutachten von Herrn Mag. Mahringer zufolge sei die 
allgemeine Versorgunglage in Summe als befriedigend zu bewerten; alle notwendigen 
Infrastrukturen seien im ausreichenden Umfang vorhanden, und es gebe keine gravierenden 
Engpässe und Mängel in der allgemeinen Versorgungslage. Im Widerspruch dazu steht die 
Stellungnahme des UNHCR vom Dezember 2016. 
………. 

b) Lebenshaltungskosten: Nach dem Gutachten von Herrn Mag. Mahringer würden die 
Lebenshaltungskosten für die Sicherung existenzieller Bedürfnisse in Kabul USD 100,- für Essen 
und USD 40,- für Obdach betragen. Dies steht im Widerspruch zu dem bereits im Schriftsatz 
vom 30.11.2016 zitierten Gutachten von Dr. Sarajuddin Rasuly vom 23.10.2015, GZ W119 
2006001-1,  
………. 

Dem Gutachten von Herrn Mag. Mahringer kann daher hinsichtlich der Lebenshaltungs-
kosten und der Unterbringungsmöglichkeiten nicht gefolgt werden. 

c) Verdienstmöglichkeiten für Rückkehrer ohne soziale/familiäre Anknüpfungspunkte in den 
Großstädten Kabul, Mazar-e Sharif und Herat: Der Sachverständige Mag. Mahringer kommt 
zum Schluss, dass die Verdienstmöglichkeiten für männliche Rückkehrer ohne soziale/fami-
liäre Anknüpfungspunkte "ohne Einschränkung in den Punkten a) bis c)" gegeben seien. ………. 

Diese Ausführungen von Herrn Mag. Mahringer sind nicht in Einklang zu bringen mit den 
oben zitierten Berichten, ………. und sie widersprechen auch den folgenden Ausführungen 
von Friederike Stahlmann in ihrem Aufsatz: "Überleben in Afghanistan?" 
………. 

d) Unkenntnis der örtlichen/infrastrukturellen Gegebenheiten: Nach dem Gutachten von 
Herrn Mag. Mahringer würde die Existenzsicherung nicht dadurch beeinträchtigt, dass ein 
Rückkehrer noch nie in der afghanischen Großstadt gelebt habe, weil der Rückkehrer nach 
einer zwei- bis vierwöchiger Orientierungsphase die Situation in der jeweiligen Stadt kennen 
würde. 
………. 

Im Gegensatz zur Ansicht des Sachverständigen ist die Unkenntnis der örtlichen/infra-
strukturellen Gegebenheiten (in dem Sinne, dass keine "Kontakte" und "Beziehungen" zu 
Personen bestehen, die Erwerbsgelegenheiten anbieten oder vermitteln können) jedenfalls ein 
entscheidender Nachteil, der die Existenzsicherung behindert. 
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………. 

h) Methodik: Das Gutachten von Herrn Mag. Mahringer basiert wesentlich auf Befragungen 
von 600 Afghanen in Kabul, Mazar-e Sharif und Herat, je 200 Personen (Seite 7 des Gutach-
tens). Weil ausdrücklich nach der subjektiven Einschätzung der Betroffenen gefragt wurde 
(Gutachten S. 35), erlaubt diese Erhebungsmethode keine intersubjektive Beurteilung. Die 
Methode ist daher nicht sachadäquat, um einen - auf objektiven Fakten basierenden - 
Befund der Sicherheits- und Versorgungslage in den Großstädten abzugeben, auf das das 
Gutachten aufbauen kann.  
………. 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen 
………. 

Die Rückkehr des Beschwerdeführers nach Afghanistan ist daher unter den dargelegten 
Umständen unzumutbar. 
………. 

In seinem "Kommentar zum Gutachten vom Mag. Karl Mahringer (2017)" führt Thomas 
Ruttig, Independent Consultant for Afghan Affairs, aus …. 

"In wesentlichen Teilen – v.a. zur sozialökonomischen und Sicherheitslage – stellt das 
vorliegende Gutachten die Situation nur in Ausschnitten und zum Teil falsch dar bzw. kommt 
zu oberflächlichen, falschen oder sogar verharmlosenden Schlussfolgerungen. Auch die 
Methodik – laut Gutachter mit "Schwerpunkt auf [der] Bewertung der Faktenlage aus der 
subjektiven Sicht der Afghanen" – überzeugt nicht. 
………. 

Der Gutachter hat nur mit einer sehr begrenzten Anzahl von Rückkehrern gesprochen (und 
auch nicht angegeben, ob es sich um freiwillige Rückkehrer oder Abgeschobene handelt), die 
es nicht zulässt, daraus allgemein gültige Aussagen abzuleiten. Im Gegensatz zur Erklärung 
des Gutachters basieren sein "Befund und Gutachten" auch nicht auf den "bis Ende Februar 
2017 verfügbaren Informationen." 
………. 

Seine Begründung dafür (S. 7), nämlich dass die internationale Gemeinschaft "in der Regel 
von westlichen Standards" ausgehe, trifft für die an allgemein gültigen Kriterien 
ausgerichteten Berichte z.B. der Weltbank, aber auch von Consulting-Firmen oder Nicht-
regierungsorganisationen nicht zu. ………. Im Ergebnis dieser subjektiven Herangehensweise 
des Gutachters bleibt bei ihm der sozialökonomische Kontext Afghanistans – darunter die 
sich seit 2014 vertiefende Wirtschaftskrise, sich verschlechternde makroökonomische Kenn-
ziffern und ein Anstieg von Armutsindikatoren – vollständig ausgeblendet. 

In seiner Literaturliste dominieren stattdessen allgemeine landeskundliche (zum Teil aus den 
1980er und 1990er Jahren, bis zurück in die 1920er), populärwissenschaftliche sowie 
belletristische und sogar Abenteuerliteratur (Werke wie "Mahmud der Bastard, München: 
DTV, 2007", "Das Kabul Komplott, Berlin: Aufbau Verlag, 2012" oder "Rumi - Worte der 
Weisheit, Berlin ……….), deren Relevanz für das Gutachten sich nicht erschließt. 
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Inhaltliche Hauptkritikpunkte 

Das erklärt, dass eine ganze Reihe vom Gutachter aus den Befragungen abgeleiteter 
Schlussfolgerungen ganz offensichtlich der afghanischen Realität widerspricht, zum Teil 
sogar diametral. Das betrifft insbesondere Feststellungen über die angeblich befriedigende 
Versorgung mit Gesundheitsdienstleistungen, Nahrungsmitteln oder Wohnraum. In 
Einzelaspekten wie der Gesundheitsversorgung reicht es auch nicht aus, einfach nur die 
Gesetzeslage darzustellen, um daraus eine Einschätzung der Versorgung abzuleiten. 
………. 

Bedenklich ist die äußerst oberflächliche Einschätzung des Gutachters zu ethnisch moti-
vierter Diskriminierung (S. 58): 

"Abgesehen von dem Bestreben der Minister, im öffentlichen Bereich in ihren Ministerien 
und politischen Einflussbereich, jeweils bevorzugt Angehörige der eigenen Ethnie einzu-
stellen, gibt es keine Benachteiligungen einer bestimmten Ethnie." 
………. 

Schließlich entspricht folgende Einschätzung des Autors überhaupt nicht der Realität: 

Die Abschiebung der 34 abgelehnten Asylwerber aus Deutschland im Dezember 2016, der 26 
abgelehnten Asylweber im Jänner 2017 und der letzten Abschiebung am 23. Februar von 18 
abgelehnten Asylwerbern haben klar dokumentiert, dass eine Rückkehr nach Kabul, Herat 
und Mazar-e Sharif ohne Einschränkung erfolgen kann. Es traten keine Schwierigkeiten ab 
der Ankunft am Flughafen Kabul auf.  
………. 

Insgesamt widersprechen die vom Autor dieses Kommentars deutlich der Feststellung des 
Gutachters, dass sich "keine Gründe" ergäben, "welche die Rückkehr nach Afghanistan von 
männlichen Einzelpersonen unmöglich machen. 
………. 

"Der Kommentar zum Gutachten vom Mag. Karl Mahringer (2017)" verfasst von Thomas 
Ruttig wird als beweiswürdigende Ausführungen im vorstehenden zitierten Umfang zum 
Inhalt dieses Erkenntnisses erhoben. ………. Es zeigt sich deutlich, dass – (zumindest) – Zweifel 
an der inhaltlichen Stärke des Gutachtens Mag. Mahringer angebracht sind. Damit ist aber 
dessen Beweiswert nicht höher, wahrscheinlich aber geringer als andere vorliegende 
Informationen (z.B. der NGO‘s oder der internationalen Organisationen). 

Aus den im Verfahren herangezogenen herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen ergibt 
sich zwar, dass die aktuelle Situation in Afghanistan unverändert weder sicher noch stabil 
ist, doch variiert dabei die Sicherheitslage regional von Provinz zu Provinz und innerhalb der 
Provinzen von Distrikt zu Distrikt. Allgemein hat sich die Sicherheitslage während des Jahres 
2016 und bis ins Jahr 2017 hinein insgesamt weiterhin verschlechtert. 
………. 

Im gegenständlichen Fall ist dem Beschwerdeführer der Status des subsidiär Schutzbe-
rechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan zuzuerkennen (s. Spruchpunkt II.). 
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DIE INTEGRATIONSANSTRENGUNGEN ÖSTERREICHS SIND BESCHÄMEND !  
 

Österreich wird die Integrationsanstrengungen für die Flüchtlinge verstärken, für eine 
integrationsfördernde Verteilung im Bundesgebiet sorgen und eine stabile Arbeitsmarkt-
integration fördern müssen. Die zentrale Herausforderung dabei ist die Ausbildung der 
zumeist jungen Flüchtlinge für den österreichischen Arbeitsmarkt und die Verhinderung einer 
Konzentration im niedrig qualifizierten Bereich. Den damit verbundenen Kosten steht ein 
deutliches Wachstumspotential am Arbeits- und Konsumgütermarkt gegenüber. 
(Sicherheitspolitische Jahresvorschau 2017 des Österreichischen Bundesheeres) 
 

Amir H. ist seit Mai 2015 in Österreich. (…) Ob er seine Lehre je abschließen kann, ist noch 
ungewiss, denn er soll nach Afghanistan abgeschoben werden. Gegen seine Abschiebung hat 
er Berufung eingelegt. Der im Iran geborene 25-Jährige zählt zu jenen 40 asylwerbenden 
Lehrlingen in Oberösterreich, die bislang einen Negativbescheid erhalten haben. Begründung: 
Afghanistan gelte als "sicheres Land", er sei "gesund" und könne dorthin zurückkehren. 
(Bezirksrundschau OÖ – 12.01.2018) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Oberösterreich, wo viele Lehrstellen frei sind, nutzen fast 240 junge Leute diese Möglichkeit 
für eine Ausbildung. Allerdings immer mit dem Damoklesschwert der Abschiebung während 
der Lehrzeit. Zwei bis drei Jahre warten Asylwerber derzeit im Durchschnitt, bis sie erfahren, 
ob sie bleiben dürfen. 
(OÖ Nachrichten – 05.03.2018)   Warten, bis jemand durchdreht? Oder sinnvoll beschäftigen?  
 

 
 
Gemäß ÖVP/FPÖ-Regierungsprogramm 2017-2022 soll die außerordentliche Revision an 
den Verwaltungsgerichtshof bei Asylverfahren allerdings künftig ausgeschlossen werden ...  
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Der Standard online: Einige der 1.287 Postings 
und der 441 Stellungnahmen des Gastautors … 
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Antwort der deutschen Bundesregierung vom 05.02.2018 auf die Kleine Anfrage der Grünen: 
 

Die afghanische Regierung wird nicht über die Straftaten der betreffenden Personen infor-
miert. Den afghanischen Behörden ist bekannt, dass sich die Rückführungen afghanischer 
Staatsangehöriger derzeit auf Straftäter, Gefährder und Identitätsverweigerer beschränkt. 
Welche Straftaten die einzelnen Personen begangen haben und zu welchem Strafmaß sie 
verurteilt wurden, erfährt die Regierung in Kabul nicht. Aus datenschutzrechtlichen Gründen 
werden dazu keine Angaben gemacht, heißt es. 
 
Ob den afghanischen Behörden bekannt ist, dass es sich bei aus Österreich Abgeschobenen 
zumeist um Unbescholtene handelt, darf bezweifelt werden. Die Asylpolitik unseres Staates 
ist mit den Menschenrechten jedenfalls nicht vereinbar und daher ein Fall für den EuGH ... 
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Seit die ÖVP/FPÖ-Regierung im Amt ist, wurden die Bedingungen speziell für Afghanen 
verschärft. – Vielen hat man inzwischen den bereits erteilten subsidiären Schutz entzogen !   

 
 

Anfrage des VwGH an den EuGH – 04.01.2018 

Aberkennung des subsidiären Schutzstatus ohne Änderung von Tatsachenumständen 

Ra 2016/20/0038 (EU 2017/0011) vom 14. Dez. 2017, C-720/17 
 
Nach der Richtlinie 2011/95/EU (Statusrichtlinie) wird einer Person der subsidiäre Schutz-
status unter anderem dann aberkannt, wenn diese Tatsachen falsch darstellt oder verschweigt 
und dieses Verhalten für die Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus ausschlaggebend war; 
weiters dann, wenn die Umstände, die zur Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus  geführt 
haben, nicht mehr bestehen. Eine Aberkennung des subsidiären Schutzstatus bloß aufgrund 
neuer Ermittlungsergebnisse der Behörde sieht die Statusrichtlinie grundsätzlich nicht vor. 
 
Nach § 9 Abs. 1 Asylgesetz ist der subsidiäre Schutz amtswegig abzuerkennen, wenn die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung "nicht oder nicht mehr" vorliegen. Der subsidiäre 
Schutzstatus kann demnach allein aufgrund eines geänderten Kenntnisstandes der 
Behörden über an sich unverändert gebliebene Tatsachen aberkannt werden. 
 
Mit dem Vorabentscheidungsersuchen möchte der VwGH vom EuGH wissen, ob unionsrecht-
liche Bestimmungen – insbesondere Bestimmungen der Statusrichtlinie – einer nationalen 
Bestimmung, wonach der subsidiäre Schutzstatus aberkannt werden kann, ohne dass sich die 
für die Zuerkennung relevanten Tatsachenumstände selbst geändert haben, entgegenstehen. 
 
Die Vorlagefragen im Wortlaut: 
 

Stehen die unionsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere Art. 19 Abs. 3 der Richtlinie 
2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 (Status-
richtlinie) einer nationalen Bestimmung eines Mitgliedstaates betreffend die Möglichkeit 
der Aberkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten entgegen, wonach auf Ab-
erkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten erkannt werden kann, ohne dass sich 
die für die Zuerkennung relevanten Tatsachenumstände selbst geändert haben, sondern nur 
der diesbezügliche Kenntnisstand der Behörde eine Änderung erfahren hat und dabei weder 
eine falsche Darstellung noch das Verschweigen von Tatsachen seitens des Drittstaatsange-
hörigen oder Staatenlosen für die Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus ausschlag-
gebend waren? 
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KONTRAPUNKT                Gerfried Sperl, News – 29.03.2018 

Flüchtlinge: Der große Betrug 

Der Satz "Wer Deutsch lernt, hat bessere Chancen, in Österreich Asyl zu bekommen" war vor 
sieben Jahren noch offizielle Ansicht. Vorgetragen von Innenministerin Mikl-Leitner (heute 
niederösterreichische Landeshauptfrau) und vor allem von Sebastian Kurz, Staatssekretär für 
Integration. Für ihn war damals Deutschlernen "der Königsweg der Integration" (Chat auf 
"Standard.at" am 24. Mai 2011). 

Noch am 20.4.2013 präsentierte er sich wie ein Vordenker von Angela Merkel: "In der Will-
kommenskultur muss man besser werden, einwanderungsfreundlich." Selbst im November 
2014 hielt Kurz im Rahmen seiner Integrationskampagne "Stolz drauf" die Willkommens-
fahne hoch und gab den sozial engagierten, NGO-nahen Politiker. Viele Menschen wollten 
nicht nur spenden, vor allem Pensionistinnen arbeiteten damals (und heute noch) ehren-
amtlich im Deutschunterricht. Viele blieben so wie Merkel positiv, als 2015 die große Flücht-
lingswelle einsetzte. 

Nicht so Kurz, der inzwischen Außenminister geworden war. Er begann, von Monat zu Monat 
mit schärferen Tönen, die Willkommenskultur abzulehnen. Merkel mache mit ihrer Einladung 
an die Flüchtlinge einen schweren Fehler. Der Minister hatte sich unter dem Eindruck der 
Umfragen und der Boulevard-Schlagzeilen politisch gedreht. Was ihm sofort nützte. Die ÖVP 
überholte die FPÖ. 

Gleichzeitig wurden die Asylgesetze Zug um Zug verschärft – und von der Forderung nach mehr 
Abschiebungen begleitet. Länder wie Afghanistan wurden plötzlich "sicher", obwohl dort 
weiterhin fast täglich eine Bombe hochgeht. Vor allem: Das Deutschlernen verlor seinen Wert. 
Deutschklassen wurden gefährliche Orte – dort griff sich die Polizei die Abschiebekandidaten. 
Kriminelle blieben ungeschoren. 

Dazu kommt ein fieses Vorgehen. Man begründet die Kürzung der Gelder für Deutschkurse mit 
dem Rückgang der Flüchtlingszahlen, während das AMS nachweist, dass die Einschrän-kungen 
zur Reduktion von Kursen führen. Resultat: Die Kriminalitätsrate wird wieder steigen, doch die 
Ursache wird nicht die Koalition auf sich nehmen. Sie wird sagen: Die Leute (= die Moslems) 
sind so. 

Die Regierung betrügt dreifach: 1. die Flüchtlinge, denen vorgegaukelt wurde, mit Bildung 
verdiene man sich das Asyl, 2. die Wirtschaft, die ausgebildete Einwanderer dringend 
brauchen könnte, und 3. die ehrenamtlichen Helfer (inklusive NGOs), deren Engagement mit 
Enttäuschungen belohnt wird. 

Was von den Betreibern der rechtspopulistischen Flüchtlingspolitik (Teile der SPÖ, insbe-
sondere des ÖGB eingerechnet) aber nicht gesagt wird: Es geht ihnen nicht um die Flüchtlinge, 
deren Zahl abnimmt. Man will keine Moslems mehr in Österreich. 

Darin folgt eine Mehrheit der Bevölkerung den Regierenden. Die Mehrheit politisch zu 
befriedigen, ist gleichzeitig der Schlüssel zum nächsten Wahlerfolg. 
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ASYLENTSCHEIDE: RIS-DOKUMENTE AM STATISTISCHEN PRÜFSTAND 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die folgende Grafik von UNHCR zeigt anhand von sicherheitsrelevanten Vofällen in Kabul die 
Notwendigkeit von internationalem Schutz für Asylwerber aus Afghanistan deutlich auf ... 

 

In der profil-Ausgabe vom 28.05.2018 wurden die 
Ergebnisse einer statistischen Untersuchung des 
IT-Technikers Wolfgang Salm veröffentlicht, der 
41.401 Asylbescheide analysiert hat. – Die 3 senk-
rechten Linien wurden von W. Buchebner ergänzt:   

        Beginn der Verwendung des Gutachtens 
        von Mag. Karl Mahringer vom 05.03.2017   

        erste öffentliche Zweifel an der Seriosität 
        des Mahringer-Gutachtens    

        Regierungswechsel: ÖVP und FPÖ nehmen 
        Kurswechsel in der Asylpolitik vor 
 
Der Bescheid einer Behörde sollte korrekt sein! 
Man sollte auch davon ausgehen können, dass die 
Fehlerquote bei allen Ländern ungefähr gleich ist. 
Die Grafik zeigt aber, dass Bescheide, die Afghanen 
betreffen, wesentlich öfter fehlerhaft ausfallen, als  
dies bei Bescheiden anderer Asylwerber der Fall 
ist. Das BFA vergibt demzufolge zu viele negative 
Bescheide bei Afghanen und das BVwG korrigiert 
diese in einer hohen Zahl. Das erste Ergebnis ist 
besorgniserregend, das zweite zwar beruhigend, in 
Summe ist diese Diskrepanz eines Rechtsstaates 
allerdings nicht würdig. 

http://www.fairness-asyl.at/ris-datenanlyse/ 

Major incidents in Kabul, 2016 – 2018     
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RÜCKKEHR IN DEN KRIEG                                       © Wolfgang Buchebner, März 2018 
 

Wie zehntausende andere Afghanen hatte Ali im Herbst 2015 seine Heimat verlassen und war 
von Schleppern über den Iran und die Türkei bis an die ägäische Küste gebracht worden. Dort 
hatte er mitgeholfen, eines der Schlauchboote aufzupumpen, in dem er auf eine in Sichtweite 
gelegene griechische Insel gelangen sollte. Etwa 60 Flüchtlinge schoben das für wesentlich 
weniger Menschen gebaute Boot aufs Meer hinaus, und weil der Platz wegen der angelegten 
Schwimmwesten nicht reichte, mussten sie ihre mit dem Nötigsten vollgestopften Rucksäcke 
im Wasser zurücklassen. Viele verloren damit all ihre Dokumente. 

Auch Alis Geburtsurkunde, die Tazkira, war im Meer versunken und so konnte er zehn Tage 
später nicht beweisen, dass er der war, als der er sich bei seiner Erstbefragung ausgab. Er sei 
ungefähr 21, hatte er zu Protokoll gegeben, denn sein genaues Geburtsdatum kannte er nicht. 
Also wurde er, wie so viele, mit dem fiktiven Datum “01.01.“ ausgestattet. 

Ali schilderte dem Vernehmungsbeamten seine weitere Reise entlang der Balkanroute, gab 
über seine Familie Auskunft, die in einem Bergdorf in der Provinz Herat lebt, erklärte, wie ihn 
die Taliban rekrutieren wollten und ihn mit ihren Gewehrkolben zusammenschlugen, weil er 
sich weigerte, eine Stellung der Nationalen Armee Afghanistans (ANA) auszuspionieren, auf 
die sie einen Anschlag geplant hatten. – Taliban sind Paschtunen; aber nicht alle Paschtunen 
sind Taliban! Das traf auch auf Ali zu, und deshalb hatten ihn die Gotteskrieger letztendlich als 
Hochverräter angesehen. Für den jungen Mann Grund genug, die Flucht anzutreten. 

Dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) reichte dieser Fluchtgrund ebenso wenig 
wie dem Bundesverwaltungsgericht (BVwG). Auch dem Verfassungsgerichtshof (VfGH) war die 
Suppe zu dünn; doch von dessen Beschluss sollte Ali nicht mehr in Österreich erfahren … 

Ich habe Ali im März 2016 kennen gelernt. Er hauste gemeinsam mit meinem Nachhilfeschüler 
Delawar, einem 20-jährigen Tadschiken aus Kabul, und 23 anderen Flüchtlingen in einem jener 
heruntergekommenen Erwachsenenquartiere, deren Inhaber an der Flüchtlingswelle gut 
verdient haben. Ali war ein ruhiger, höflicher Mensch, der eine bewundernswerte Gleichmut 
ausstrahlte. Drei Tage später saß er bereits in einem unserer Kurse in Mödling und lernte das 
Alphabet. – In seinem Heimatdorf hatte er nur vier Klassen Grundschule absolviert und sich 
danach als Landarbeiter verdingt; umso erstaunter war ich über seine Deutsch-Fortschritte! 

Dies bewog mich, drei weitere interessierte junge Männer aus besagter Unterkunft außerhalb 
unseres Bezirks in diesen Deutschkurs zu holen. Da sich keiner von ihnen von den 40 Euro 
Taschengeld pro Monat den Fahrausweis für den Bus leisten konnte, sprang Connect Mödling 
mit Spendengeldern ein. (An dieser Stelle sei erwähnt, dass unsere 25 ehrenamtlich tätigen 
Lehrerinnen und Lehrer damals bis zu 13 Kurse parallel geführt haben!) 

Ali hatte im April 2016 sein „Interview“ beim BFA in Traiskirchen. Im Juli belegte er von sich aus 
im BACH-Bildungsinstitut Mödling einen Basisbildungskurs, der Deutsch, Mathematik und 
Soziales Lernen umfasste. Ende September wurde ihm der BFA-Bescheid zugestellt, in dem sein 
Antrag auf internationalen Schutz abgewiesen wurde. Ali legte beim BVwG Beschwerde ein, 
lernte unverdrossen weiter und bestand im Dezember die A1-Prüfung mit gutem Erfolg. 
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Ab Februar 2017 besuchte Ali einen Connect-Deutschkurs für A2 und war bald Bester der zehn 
Teilnehmer. Ich musste drei Mal für unser professionelles Lehrpersonal einspringen und habe 
mir Notizen über den Fortschritt des Kurses gemacht. Am 9. Mai schrieb ich, wie üblich, eine E-
Mail an die nachfolgende Lehrerin, darin hieß es wörtlich: „Am weitesten ist Ali. (gut in der 
Grammatik und beim Erfassen der Aufgabenstellung, beim Sprechen beinahe schon eloquent, 
auch schriftlich gut; er könnte jederzeit zur A2-Prüfung antreten)“  

Leider ist es nicht mehr dazu gekommen: Anfang März hatte Alis Verhandlung beim BVwG 
stattgefunden, doch seine Beschwerde war auch in zweiter Instanz abgewiesen worden. Also 
hatte er beim VfGH einen Antrag auf Verfahrenshilfe gestellt, der am 16. Mai bewilligt wurde. 
Der Antrag auf Revision wäre innerhalb von 6 Wochen einzubringen gewesen (was der Anwalt 
auch getan hat), doch wurde der völlig unbescholtene Ali bereits am 27. Mai festgenommen 
und in Schubhaft verbracht – also einen Monat vor Ablauf der ihm zugesprochenen Frist!  

In der Nacht vom 30. auf den 31. Mai saß Ali im Flugzeug nach Kabul. Wenige Stunden nach 
der Landung der Maschine wurde die afghanische Hauptstadt von einer heftigen Detonation 
erschüttert. Ein mit 1,5 Tonnen Sprengstoff präparierter Tanklaster verwüstete die Deutsche 
Botschaft und beschädigte auch jene von Bulgarien, Frankreich, Indien, Japan und den VAR 
sowie das NATO-Hauptquartier. 150 Menschen kamen ums Leben, über 400 wurden verletzt. 

Ali war noch am selben Tag mit dem Bus in seinen Heimatbezirk Herat gereist, um in sein 
Heimatdorf zurückzukehren. Am 2. Juni sandte er mir eine Whatsapp-Nachricht: der Nachbar 
seiner Eltern war Stunden zuvor von den Taliban getötet worden. Es waren Fotos beigefügt, 
die den blutüberströmten Leichnam des Mannes samt der trauernden Witwe zeigten ... 

Am 7. Juni und am 1. August erfolgten in Herat Anschläge auf schiitische Moscheen; es gab 32 
Tote und 79 Verletzte. Am 7. November mussten im Bezirk 19 Schulen geschlossen und 3.000 
Schüler vor den heranrückenden Taliban in Sicherheit gebracht werden. 

 

 

 

 

  

Zwei Wochen später hat mir Alis Anwalt die vom VfGH mit Datum 26. Februar 2018 abschlägig 
beschiedene Revision übermittelt. Ich habe daraufhin ein WhatsApp an Ali geschickt, um ihm 
das Ergebnis mitzuteilen, doch ich glaube, es spielt für ihn inzwischen keine Rolle mehr. 

Von den fünf jungen Männern aus dem Erwachsenenquartier war nur mein Nachhilfeschüler 
Delawar so fleißig gewesen wie Ali. Doch auch er, der neun Monate hindurch jeden Samstag 
ehrenamtlich in einem Pflegeheim gearbeitet hatte, musste Österreich nach fast vier Jahren 
verlassen. – Die anderen, zwei Afghanen und ein Pakistani, hatten im Sommer 2016 sehr bald 
die Lust am Lernen verloren; einer von ihnen hatte inzwischen ein Alkoholproblem, einer war 
sogar kurze Zeit im Gefängnis. Trotz allem haben sie inzwischen Asyl erhalten … 
 
 

 

Ali hielt sich in dieser Zeit in Herat versteckt. Er lebte ständig mit der 
Angst, erkannt zu werden, und in der Gewissheit, dass Rückkehrer 
aus Europa generell abgelehnt und als vom Glauben Abgefallene 
oder als Spione des Westens angesehen werden. Nach mehreren 
vergeblichen Versuchen, die Grenze zum Iran zu passieren, ist Ali dies 
letztlich doch gelungen: Am 2. März 2018 meldete er sich aus 
Mashhad; dort leben 250.000 Afghanen in einem Flüchtlingslager.  
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Allianz “Menschen.Würde.Österreich 
Es steht viel auf dem Spiel! 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schubhaft und Abschiebungen trotz humanitärer und rechtsstaatlicher Bedenken 

In den vergangenen Tagen spitzt sich die Situation für geflüchtete Menschen aus Afghanistan immer mehr zu. 
Menschen werden in Schubhaft genommen, viele werden nach Afghanistan abgeschoben. Die Basis sind Ent-
scheidungen, die oft nach sehr langen Verfahren in letzter Konsequenz nicht selten überhastet und dann mit 
massiven Mängeln im Verfahren und den schriftlichen Begründungen getroffen werden. Zu oft wird entschieden, 
ohne die Entwicklung der Menschen hier in Österreich, ihre Leistungen, ihren dokumentierten Integrationswillen 
entsprechend zu berücksichtigen. 
 
Bei Abschiebung wird Steinigung in Afghanistan befürchtet 

So ist etwa ein junger Mann, der seit 2015 in Österreich lebt und derzeit in Schubhaft ist, ein gutes Beispiel für 
einen Geflüchteten, der sich hier durch außerordentliche Leistungsbereitschaft (HTL Wiener Neustadt), Deutsch-
kenntnisse und ehrenamtliches Engagement auszeichnet. Es wird befürchtet, dass der junge Mann in Afghanistan 
bei seiner Rückkehr gesteinigt wird, weil sein Bruder in Österreich zum Christentum konvertiert ist.  
 
“Ausbildung statt Abschiebung“ – UnternehmerInnen machen sich für ihre afghanischen Lehrlinge stark 

Die jungen Menschen, auf die durch die Initiative “Ausbildung statt Abschiebung“ aufmerksam gemacht wird, 
haben durch ihren Lernwillen und ihren Einsatz UnternehmerInnen und KollegInnen überzeugt. 
 
(http://ausbildung-stattabschiebung. 
at/; https://www.openpetition.eu/at/petition/online/ausbildung-stattabschiebung). 
 
Vielen droht nach ihrer Abschiebung Gefahr an Leib und Leben in Afghanistan. Die menschenrechtliche 
Situation hat sich im letzten Jahr dramatisch verschlechtert. Die aktuelle Strategie der österreichischen 
Verantwortlichen in Politik und Verwaltung klammert diese humanitäre Dimension aus. 
 
Allianz “Menschen.Würde.Österreich“: Es geht hier um Menschen, nicht um Akten. 

Die Republik Österreich steuert aktuell einen Kurs, der vollständig vernachlässigt, welchen Beitrag viele dieser 
jungen Menschen für Österreich schon geleistet haben und wieviel mehr sie noch leisten können. Mit diesen 
Abschiebungen stößt die Bundesregierung nicht zuletzt auch viele Frauen und Männer vor den Kopf, die sich als 
Teil der Zivilgesellschaft seit 2015 darum bemühen, strukturelle Defizite in der Begleitung von geflüchteten 
Menschen auszugleichen. Es steht viel auf dem Spiel. Als Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ ersuchen wir 
dringend, die gewählte Vorgangsweise zu prüfen, zu überdenken und zu ändern. 
 
Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ 

Die Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ setzt sich seit einem Monat für die stärkere Sichtbarkeit des zivil-
gesellschaftlichen Engagements für geflüchtete Menschen in Österreich ein. Zivilgesellschaftliche Initiativen, 
Einzelpersonen, NGOs, Unternehmen, u.v.m. haben sich durch ihre Unterstützungserklärung der Allianz bereits 
angeschlossen. Die Vielzahl der Initiativen wird auf der Homepage der Allianz einer breiteren Öffentlichkeit 
präsentiert, in Vorbereitung sind außerdem u.a. ExpertInnen-Dialoge zu den Themen Arbeit und Asylrecht. 
 
Rückfragehinweis: 
Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ (www.mwoe.at) 
Pressesprecher Peter Wesely, 0664 1838140                             22.04.2018 
 

Abschiebungen nach Afghanistan prüfen, überdenken, ändern 

22. April 2018 – Seit dem 20. März ist die Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ 
aktiv, das Engagement der Zivilgesellschaft im Einsatz für geflüchtete Menschen 
sichtbar zu machen, Expertise und Kompetenz stärker zu bündeln und damit 
einen Beitrag für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Österreich zu leisten. 
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Pressegespräch zum Kampagnenauftakt von #SicherSein 
– Engagiert gegen Abschiebungen nach Afghanistan    08.05.2018  

Die Kampagne wird initiiert von: Volkshilfe, Diakonie, asylkoordination österreich, Projekt 
Integrationshaus, SOS Mitmensch, Alpine Peace Crossing und Don Bosco Flüchtlingswerk. 
Unterstützt wird die Kampagne von: Amnesty International Österreich, SOS Kinderdorf, 
Rotes Kreuz, Arbeiter Samariterbund.  

Presseclub Concordia, Wien 

Die Allianz “Menschen.Würde.Österreich“ 
mit Christian Konrad und Ferry Maier hat die 
Vernetzung der in der Flüchtlingshilfe tätigen 
NGOs, Vereine und Einzelpersonen zum Ziel. 
 
(Rest. Habibi & Hawara, Wien – 20.03.2018) 
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Das Verwaltungsgericht Wiesbaden hat bei Friederike Stahlmann, Afghanistan-Expertin am 
Max-Planck-Institut und Verfasserin zahlreicher früherer Gutachten in Asylfällen, ein neues 
Gutachten zur Situation in Afghanistan angefordert. Die Autorin stützt sich auf Erfahrungen 
vor Ort sowie ein breite Auswertung von Berichten auch internationaler Organisationen.  

Damit sollte dieses Gutachten zum „Nachschlagewerk“ für alle mit afghanischen Flücht-
lingen arbeitenden Menschen im deutschsprachigen Raum werden. 
 

Thomas Ruttig in “Flüchtlinge/Asyl“ – 26.04.2018 

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/02/Gutachten-Afghanistan_Stahlmann_28.03.2018.pdf 

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/03/AM17-3_U%CC%88berleben-in-Afghanistan_Stahlmann.pdf 

 
Wie sich das Gutachten von Friederike Stahlmann auf die Beweiswürdigung heimischer Asyl-
verfahren auswirkt, ist laut UNHCR noch unklar. Es könnte jedenfalls auch in Österreich von 
Behörden und Rechtsvertretern herangezogen werden. Stahlmanns Aufsatz “Überleben in 
Afghanistan?“ (Asylmagazin 3/2017), der maßgebliche Teile des Gutachtens vom 28.03.2018 
bereits vorweg nimmt, wurde in einem BVwG-Verfahren bereits herangezogen. (s. S. 21-23) 
 

Datum des 
Gutachtens: 
28.03.2018 

KURIER – 09.05.2018 
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Kabul für Abschiebungen zu unsicher, 
urteilt französisches Asylgericht 
 

Richtungsweisender Spruch bezeichnet 
afghanische Hauptstadt als Ort "hochintensiver blinder Gewalt" 
 

Paris/Berlin/Brüssel/Wien – Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Asylberufungsgerichts in 
Paris gilt in Frankreich als richtungsweisend. Seine Begründung ist auch über die franzö-
sischen Grenzen hinaus von Interesse. Denn dem Berufungswerber, einem 27-jährigen 
Afghanen, wurde mit dem Argument Schutz gewährt, dass ihm in Kabul ganz aktuell und 
"schon aufgrund seiner Anwesenheit im Gebiet dieser Stadt" schwerwiegende Gefahr 
drohe. (DER STANDARD – 06.04.2018)  
 

“Afghanistan ist nicht sicher“ 
 

Kabul-Botschafterin Ebrahimkhel besuchte 
von Abschiebung bedrohte Landsleute 
 

Fröhlich herumtollende kleine Kinder, gastfreundliche Familien und etwas aufgeregte 
junge Männer empfangen den hohen Gast. Im etwas dezentral, in einem Linzer Gewerbe-
gebiet liegenden Flüchtlingsquartier der Caritas Oberösterreich wird die afghanische 
Botschafterin in Österreich, Khojesta Fana Ebrahimkhel, von ihren Landsleuten respektvoll 
begrüßt. „Salam alaikum“, aber auch „Grüß Gott“ ist zu hören. Die Diplomatin ist nach Linz 
gekommen um sich für ihre Landsleute gegen die zunehmende Zahl an negativen Asyl-
bescheiden und Zwangsabschiebungen einzusetzen. ………. 
………. 30 von 31 hier seit drei Jahren lebenden Afghanen haben einen (ersten) negativen 
Asylbescheid zugestellt bekommen. Weder Namen noch Fotos der Betroffenen dürfen 
veröffentlicht werden. „Man weiß nie, wer das liest, die Asylverfahren sind jetzt das 
Wichtigste“, erklärt eine Caritas-Managerin. (KURIER – 18.05.2018)  
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Humanitäres Bleiberecht: Pax Christi appelliert an Regierung 

Kathpress – 14.05.2018 

Die katholische Friedensbewegung "Pax Christi" appelliert an das Innenministerium, keine 
Abschiebungen nach Afghanistan durchzuführen und das humanitäre Bleiberecht groß-
zügiger anzuwenden. "Nach österreichischem Recht darf niemand in ein Land abgeschoben 
werden, in dem ihm Tod droht. Genau das passiert aber derzeit in Österreich", so die 
Friedensbewegung in einer Aussendung am Montag. 

 Während mehrere europäische Länder die Abschiebungen nach Afghanistan wegen der sich 
verschlechternden Sicherheitssituation gestoppt hätten, habe die österreichische Bundes-
regierung in den letzten Monaten die Rückführungen nach Afghanistan sogar forciert. 

"Pax Christi" unterstütze daher die u. a. von Diakonie, Don Bosco Flüchtlingswerk, Volks-
hilfe, SOS Mitmensch und Amnesty International getragene zivilgesellschaftliche Kampagne 
#SicherSein, die den sofortigen Stopp von Abschiebungen nach Afghanistan fordert. 

Die Friedensbewegung zitiert dazu den Sicherheitslage-Bericht des Außenministeriums. Dieser 
schreibe über die dortigen Verhältnisse: "Im ganzen Land besteht das Risiko von gewalttätigen 
Auseinandersetzungen, Raketeneinschlägen, Minen, Terroranschlägen und kriminellen Über-
griffen einschließlich Entführungen, Vergewaltigungen und bewaffneter Raubüberfälle." 
Deshalb – so das Ministerium – "wird allen österreichischen Staatsbürgern dringend geraten, 
das Land zu verlassen". 

Somit ist es nach Meinung von "Pax Christi" allerdings "völlig unverständlich, warum die 
Bundesregierung Menschen in ein Land abschiebt, in dem ein Aufenthalt für Österreicher 
unzumutbar ist". 

Darüber hinaus kritisiert "Pax Christi", dass immer mehr Menschen, inklusive ganze Familien, 
abgeschoben werden, die sich in Österreich bereits gut integriert haben. Es betrifft Menschen, 
die "deutsch sprechen, Schulen besuchen bzw. einen Lehr- oder Arbeitsplatz haben". Diese 
Abschiebungen seien nicht nur aus menschlicher Sicht abzulehnen, sondern sind darüber 
hinaus auch volkswirtschaftlich schädlich, wie gerade kürzlich eine Studie an der Linzer 
Universität nachweise. 

"Pax Christi" unterstützt dazu ausdrücklich das öffentliche Plädoyer von Kardinal Christoph 
Schönborn sowie der Diözesanbischöfe Klaus Küng und Manfred Scheuer, das humanitäre 
Bleiberecht großzügiger anzuwenden. 
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Botschaft zum Weltflüchtlingstag 2018                   19.06.2018 

 
 
Im Jahr 2015 ist es in einer breiten Zusammenarbeit von zivilgesellschaftlichen Initiativen, Religionsgemein-
schaften und Einzelpersonen, gleich ob religiös motiviert oder anders, mit den Behörden gelungen, eine große 
Zahl geflüchteter Menschen in Österreich aufzunehmen und ihnen Perspektiven zu öffnen. Dafür danken wir 
allen Beteiligten. Das ist ein gelungenes Beispiel für das gesellschaftliche Miteinander in Österreich. 

Ohne den Einsatz der vielen tausenden Frauen und Männer, unterschiedlichen Alters, sozialen Status und 
unterschiedlicher Weltanschauung hätte Österreich die Herausforderungen der großen Fluchtbewegung 2015-
2016 nicht bewältigt. Tausende Menschen haben sich seit 2015 auf die nachhaltige Begleitung von geflüchteten 
Menschen eingelassen, viele Freundschaften und Beziehungen sind entstanden. Ihrem oft emotional auch sehr 
herausfordernden Einsatz gilt unser Respekt. Dies ist ein wesentlicher Beitrag für die Integration der schutz-
suchenden Menschen. 

Im Vorfeld des Weltflüchtlingstages am 20. Juni 2018 erinnern wir, dass die Sorge für die Schwachen in der 
Gesellschaft für Menschen jüdischen, christlichen und muslimischen Glaubens ein gemeinsames Anliegen ist. Es 
gehört untrennbar zu unserem Selbstverständnis als religiöse Menschen, Vertriebenen, Verletzten und Heimat-
losen Trost und Hilfe zu geben. 

Die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der 
Menschenrechte sind wesentliche Pfeiler für die Gesellschaft, in der wir miteinander leben wollen.  Gerade die 
Religionsfreiheit sehen wir als wesentlichen Faktor für den Frieden. Erst sie ermöglicht den Dialog der Kulturen, 
gegenseitige Integration und das Hervorbringen von Neuem im gesellschaftlichen Miteinander. Die Achtung 
voreinander und die Wertschätzung der je eigenen Identität ist in der interreligiösen Begegnung von zentraler 
Bedeutung. 

In der Vielfalt der Talente, Kompetenzen und Biographien eine Bereicherung zu erkennen, sie wertzuschätzen 
und die persönliche Weiterentwicklung zu ermöglichen, ist nicht nur ein humanitärer Auftrag. Wir sehen diese 
Haltung auch aus unserem gemeinsamen Menschenbild heraus als wesentlich für ein gutes Zusammenleben in 
Österreich, als Teil der internationalen, insbesondere der europäischen Staatengemeinschaft. 

Wir ermutigen alle zu einer Versachlichung im öffentlichen Diskurs beizutragen, ohne gegenseitige Schuld-
zuweisungen. Wir sind dankbar, dass wir in einem Land leben dürfen, in dem Humanität von höchster 
Bedeutung ist und in dem das gemeinsame Engagement für Menschen in Not eine tragende Grundfeste der 
Gesellschaft ist. Dazu wollen wir beitragen und ermutigen alle Bürgerinnen und Bürger unseres Landes diesen 
Weg weiterzugehen. 

Unterzeichnet von Kardinal Dr. Christoph Schönborn (Römisch-Katholische Kirche), Bischof Dr. Michael Bünker 
(Evangelische Kirche A.B.), Präsident Dipl. Theol. Ibrahim Olgun (Islamische Glaubensgemeinschaft) sowie 
Gemeinderabbiner Mag. Schlomo Hofmeister (Israelitische Kultusgemeinde). 

Initiiert von der Allianz “Menschen.Würde.Österreich“, Dr. Christian Konrad & Dr. Ferry Maier 
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PRESSEMITTEILUNG  
Zum Bericht des Auswärtigen Amtes über die Lage in Afghanistan:  

02.06.2018 – PRO ASYL fordert Neubewertung aller in den letzten beiden Jahren abgelehn-
ten afghanischen Asylanträge 

PRO ASYL begrüßt die im Lagebericht des Auswärtigen Amtes (AA) vom 31. Mai vorgenomme-
ne Neubewertung des sogenannten internen Schutzes als Annäherung an die Realität. In den 
letzten beiden Jahren ist die Ablehnung afghanischer Asylsuchender rapide gestiegen – in der 
Regel begründet mit dem Hinweis, Verfolgte hätten an einem anderen Ort in Afghanistan 
Schutz finden können. Im Jahr 2017 wurden die Anträge von 56.316 Afghaninnen und Afgha-
nen abgelehnt, vom 01.01. bis 30.04.2018 waren es 3768. Die Ablehnungsquote stieg von 22,3 
Prozent im Jahre 2015 auf 39,4 Prozent im Jahre 2016 und auf 52,6 Prozent im Jahre 2017. 
»Trotz vom Bundesamt festgestellter Verfolgung wurden Schutzsuchende zu Tausenden zu 
Unrecht abgelehnt, denn die Ausweichmöglichkeit ist und war eine Fata Morgana, dem Willen 
zu ‚konsequenter Abschiebung‘ geschuldet. Das Auswärtige Amt hat dem Populismus nun die 
Legitimation entzogen«, so Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. PRO ASYL for-
dert die Folgen der rechtswidrigen Ablehnungen zum Gegenstand der Beratungen der Innen-
ministerkonferenz von Bund und Ländern zu machen. Die IMK findet vom 4. bis 6. Juni statt. 
Gerichte werden überlastet, weil das BAMF basierend auf einer falschen Lagebeurteilung Zehn-
tausende zu Unrecht abgelehnt hat. ….. UNHCR,  PRO ASYL und andere Menschenrechtsorga-
nisationen haben seit Erscheinen des im Oktober 2016 veröffentlichten und bis jetzt gültigen 
Lageberichts fundierte Kritik geübt. Schon damals war er veraltet und entsprach nicht der 
Realität in Afghanistan. 

PRO ASYL fordert aufgrund des nun bekannt gewordenen Lageberichts vom 31.05.2018 eine 
Neubewertung aller in den letzten Jahren abgelehnten Anträge von Asylsuchenden aus 
Afghanistan.  Die Konferenz der Innenminister von Bund und Ländern muss sich mit dieser 
Thematik befassen. Bislang steht Afghanistan aber nicht auf der Tagesordnung. 

PRO ASYL fordert zudem einen Abschiebestopp nach Afghanistan. »Wir müssen davon aus-
gehen, dass sowohl die ablehnenden Asylbescheide als auch die Abschiebungsentscheidungen 
aufgrund dieser Neubewertung der Lage haltlos sind«, so Burkhardt. Bislang wurde pauschal 
behauptet, junge afghanische Männer könnten zurückkehren und in Großstädten am Rande 
des Existenzminimums leben. Obwohl verfolgt, wurden sie im Asylverfahren abgelehnt, die 
Abschiebung angedroht. Das AA spricht nun davon, dass die Absorptionsfähigkeit der genutz-
ten Ausweichmöglichkeiten, vor allem im Umfeld größerer Städte, durch die hohe Zahl der Bin-
nenvertriebenen und der Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan bereits stark in Anspruch 
genommen sei. Ausweichmöglichkeiten hingen vom Grad der sozialen Verwurzelung, der Eth-
nie und der finanziellen Lage ab. Für eine Vielzahl der nach Deutschland geflohenen Afgha-
nen gibt es deshalb nun auch regierungsamtlich festgestellt keine Ausweichmöglichkeit – 
weder in Kabul, dem Zielort der Abschiebungen, noch mangels sicherer Reisewege in der 
Herkunftsregion oder anderswo in Afghanistan. Die sogenannten inländischen Ausweich-
möglichkeiten gibt es für die Betroffenen in der Realität schlichtweg nicht und sie wären auch 
nicht erreichbar, so PRO ASYL. ….. Soweit im Lagebericht auf die freiwillige Rückkehr aus dem 
Iran und Pakistan gewiesen wird, handelt es sich um Rückkehr im Familienverband an ange-
stammte Orte, wo ein Leben gesichert erscheint. Für nach Europa Geflohene heißt dies klipp 
und klar: sie sind in einer komplett anderen Lebenssituation. 
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BBC-Recherche: In allen Landesteilen droht Gefahr. Je dunkler, desto höher ist die Dichte der Taliban-Attacken.  
 

UND WAS HAT DIE DEUTSCHE BUNDESKANZLERIN DAZU ZU SAGEN? 

Aus der Befragung von Angela Merkel im Deutschen Bundestag: 
06.06.2018 – Andrea Lindholz (CSU) mit einer wohl von Horst Seehofer bestellten Frage: 

„Inwieweit haben Abschiebungen nach Afghanistan im Kabinett eine Rolle gespielt?“  

Merkel spricht den neuen Lagebericht der Auswärtigen Amtes für Afghanistan an.*) Dieser 
zeichne ein ähnliches Bild wie der Lagebericht davor. "Auf dieser Grundlage haben wir 
gesagt, dass die Beschränkungen bei Rückführungen nach Afghanistan nicht mehr gelten 
müssen", sagt die Kanzlerin. 

*) Der Bericht gilt als vertraulich und wird daher nicht veröffentlicht!  

 

REISEWARNUNG DES AUSWÄRTIGEN AMTES                (Auszug) – 09.06.2018 

Wegen immer wieder und in vielen Landesteilen aufflammender Kämpfe zwischen afgha-
nischen Sicherheitskräften und vor allem den Taliban, aber auch dem regionalen Ableger 
des sogenannten Islamischen Staats, ist die Sicherheitslage in großen Teilen des Landes 
unübersichtlich und nicht vorhersehbar. Reisende können daher jederzeit und ohne selbst 
beteiligt zu sein in lebensbedrohende Situationen geraten. Außerdem kann es landesweit 
zu Attentaten, Überfällen, Entführungen und anderen Gewaltverbrechen kommen. Afghani-
stan ist seit vielen Jahren Schauplatz militärischer Auseinandersetzungen und gilt als eines 
der Länder mit hoher Gefährdung durch Landminen.  
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WERDEN ABSCHIEBUNGEN NACH AFGHANISTAN NUN VERSTÄRKT ? 

Bayern hat eigene Pläne für Abschiebungen                                 Welt – 05.06.2018  

Einstimmig verabschiedete das bayerische Kabinett den sogenannten Asylplan: Ab August 
sollen abgelehnte Asylbewerber aus dem Bundesland bei Bedarf mit eigenen Charterflug-
zeugen in ihre Heimat abgeschoben werden. Der Plan hat eine umfassende Umstrukturierung 
der Abläufe und eine deutlich restriktivere Zuwanderungspolitik zum Ziel. 

„Wir wollen zeigen, dass unser Rechtsstaat funktioniert und dadurch auch Vorbild in 
Deutschland sein kann“, sagte Ministerpräsident Markus Söder (CSU) in München. Landes-
innenminister Joachim Herrmann (CSU) will den Plan bei der am Mittwoch startenden Kon-
ferenz in Quedlinburg seinen Kollegen aus den anderen Bundesländern vorstellen. 

Gut vier Monate vor der Landtagswahl verschärft die bayerische CSU-Staatsregierung damit 
ihren Kurs in der Asylpolitik. Neben Abschiebeflügen in Eigenregie mit speziell geschulten 
Polizisten sieht das Konzept zudem die Einrichtung sieben sogenannter Ankerzentren für 
Asylbewerber allein in Bayern vor. Ziel ist es, Asylverfahren zu beschleunigen. 

 
Kritik an Merkels Ankündigung                              Süddeutsche Zeitung – 06.06.2018 

In der SPD dürfte Merkels Ankündigung für weiteren Unmut über die gemeinsame Regierung 
sorgen. Im vergangenen Jahr hatte sich ein SPD-Bundesparteitag dafür ausgesprochen, ins 
Wahlprogramm der Sozialdemokraten den Satz aufzunehmen: "Da die Sicherheitslage in 
Afghanistan kein sicheres Leben zulässt, werden wir bis auf Weiteres keine Abschiebungen 
nach Afghanistan durchführen." Die Antragskommission hatte eine weniger konkrete Formu-
lierung vorgeschlagen, sich damit aber nicht durchsetzen können. Die Ankündigung der 
Kanzlerin widerspricht dem Parteitagsbeschluss diametral. SPD-Vize Ralf Stegner bekräftige 
am Mittwoch, dass er angesichts der instabilen Lage in Afghanistan "für hektische Änderungen 
der restriktiven Abschiebepraxis keinen Anlass" sehe. 

Grüne und Linke kritisierten den neuen Kurs der Regierung heftig. Grünen-Chefin Annalena 
Baerbock sagte, der Lagebericht zeige, wie desaströs die Situation in Afghanistan sei. Kämpfe 
und Anschläge seien "grausamer Alltag". Es sei deshalb "verantwortungslos, jetzt wieder 
nach Afghanistan abschieben zu wollen". Die SPD "als Hausherrin im Auswärtigen Amt 
müsste es besser wissen und entsprechend handeln". Die innenpolitische Sprecherin der 
Linksfraktion, Ulla Jelpke, sprach von "einer neuen Eskalationsstufe menschen- und flücht-
lingsfeindlicher Politik" der Regierung. Wer nach Afghanistan abschiebe, nehme "Tod und 
Verletzungen der Betroffenen billigend in Kauf". 
 

WAS WIRD JETZT MIT DEN AFGHANEN IN ÖSTERREICH PASSIEREN ?  

Angesichts der politischen Entwicklungen ist absehbar, dass die Anerkennungsquoten sehr 
rasch sinken und die Abschiebungen weiter forciert werden. Vielen Asylwerbern bleibt dann 
nur der Antritt einer neuerlichen Flucht, z.B. nach Paris, denn Frankreich schiebt nicht ab …     
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Im Zweifel links                                             Jakob Augstein, Der Spiegel – 16.06.2018 
 

EIN TRÄNENREICHER ABSCHIED 

 

 

 

 

Es geht um diese Kanzlerin. Nehmen wir mal an, ihr politisches Ende wäre nah. Ich müsste 
mich eigentlich freuen. Aber ich freue mich nicht. Ich habe mir das Ende der Ära Merkel 
wirklich schon lange gewünscht. Aber doch nicht so. Doch nicht für eine Sache, die sie richtig 
gemacht hat. 

Die Aufnahme der Flüchtenden war eine historische Tat. Gleich danach hat auch Merkel 
wieder sehr vieles falsch gemacht und die Willkommenskultur zu einer Rausschmeißerkultur 
verkommen lassen. Aber für einen kurzen historischen Moment hat die Kanzlerin die Würde 
Deutschlands gerettet, Europas, des Westens. Das ist schon sehr viel. 

Und ausgerechnet darüber könnte sie nun stürzen? 
Die Götter haben einen sonderbaren Humor. 

 

 

EIN VERHÄNGNISVOLLER TWEET 

Am 21. August 2015 verschickt Angelika Wenzl, Regierungsdirektorin im Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (Bamf), einen internen Vermerk mit der Überschrift »Verfahrensregelung 
zur Aussetzung des Dublinverfahrens für syrische Staatsangehörige«. Das heißt: Kein Syrer, 
der in Deutschland Asyl beantragt, wird mehr in das Land zurückgeschickt, in dem er zuerst 
europäischen Boden betreten hat. Dieser Vermerk landet in den Medien. Bis heute weiß die 
Spitze des Amtes nicht, wie das passieren konnte. Weil sich daraufhin die Anfragen häufen, 
geht die Pressestelle des Bamf am 25. August in die Offensive und twittert um 13.30 Uhr: 
"#Dublin-Verfahren syrischer Staatsangehöriger werden zum gegenwärtigen Zeitpunkt von 
uns weitestgehend faktisch nicht verfolgt." Auf der Balkanroute verbreitet sich der Tweet 
sofort; er gilt als Einladung. Vor dem Tweet ließen sich fast alle Flüchtlinge in Ungarn 
registrieren. Jetzt beinahe niemand mehr. Der ungarische Botschafter in Berlin fragt im 
Innenministerium nach, wie die Rechtslage sei. Dort kennt man den Tweet nicht und ist ratlos. 

Mit einiger Sicherheit lässt sich heute schon sagen: Hätten sich die Flüchtlinge am Morgen 
des 4. September nicht entschlossen, zu Fuß vom Budapester Hauptbahnhof Richtung Wien 
zu marschieren, wäre die Geschichte Europas an diesem Wochenende anders verlaufen. 
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..... Plötzlich kann man sich vorstellen, dass über den Streit um die 
Flüchtenden die Koalition zerbricht. Was die CSU betrifft, lässt sich 
sagen: Vor der Wahl in Bayern wiederholt die Partei einen Fehler, den 
andere vor ihr gemacht haben. Sie versucht, den politischen Konzern- 
vativismus durch seine Radikalisierung zu retten. Das wird nicht funk- 
tionieren. Aber darum geht es gerade nicht. 
 

DIE ZEIT Nr. 35/2016, 18.08.2016 
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Afghanistan-Analyst: „Es geht um Menschenleben“ 
 

                                   Thomas Ruttig vom Think-Tank Afghanistan Analyst Network über 
                                   Abschiebungen, „skandalöse“ Experten und Stimmungsmache 
                                    

                                       KURIER – 23.06.2018, Interview: Julia Schrenk 
 

Immer wieder reist Thomas Ruttig, Ko-Direktor des 
Afghanistan Analyst Networks (unabh. Forschungs-
einrichtung, die u. a. Berichte des deutschen Aus-
wärtigen Amts beurteilt, Anm.), nach Afghanistan.  
 
Sie waren heuer schon zwei Mal in Afghanistan. 
Wie schätzen Sie die Lage aktuell ein?  
 

Thomas Ruttig: Sicher ist das Land auf keinen Fall. 
Die Intensität und Ausdehnung des Konflikts ist 
größer als in den vergangenen 17 Jahren, seit der 
US-geführten Intervention gegen die Taliban. Die 
Zahl der sicherheitsrelevanten Vorgänge, von Luft- 
bis Taliban-Angriffen, ist höher als je zuvor. 
 

Die österreichische Regierung schiebt Asylwerber 
mit negativem Bescheid nach Afghanistan ab.  
 

Ich finde das angesichts der Sicherheitslage nicht 
angebracht. 
 

In Österreich wird argumentiert, dass es innerhalb 
Afghanistans Fluchtalternativen gibt. In Kabul etwa 
könnten junge Männer durchaus leben, heißt es. 
 

Die sogenannte “Binnenfluchtalternative“ Kabul 
oder in andere Großstädte war schon immer und-
haltbar, wird aber jetzt evident immer unhaltbarer. 
 

Weil das höchste französische Asylgericht Kabul 
zuletzt als Ort „hochintensiver blinder Gewalt“ 
beurteilte? 
 

Das deckt sich mit meinen Erfahrungen. Ich arbeite 
mit vielen afghanischen Kollegen zusammen und 
kriege das täglich mit. Die fürchten sich. Bei Anschlä-
gen zucken die Menschen zusammen, lassen alles 
fallen, fangen an, ihre Angehörigen anzurufen, ob 
noch alle da sind. Die Leute sind völlig traumatisiert. 
 

Sie sagen, dass die afghanische Regierung die Zahl 
jener Menschen, die unter der Armutsgrenze 
liegen, nach oben korrigieren musste.  
 

Und zwar von 32 oder 34 Prozent im Jahr 2011 auf 
54,5 Prozent. Das war schon eine ganze Weile 
bekannt, aber die afghanische Regierung wollte 
das zuerst nicht bekannt geben. Die Armut in 
Afghanistan ist heute größer, als sie kurz nach 
dem Sturz der Taliban war, wo die ganze Entwick-
lungshilfe noch nicht wieder angeschlagen hatte. 
Das ist eine niederschmetternde Bilanz. 
 

Was bedeutet Leben unter der Armutsgrenze in 
Afghanistan? 
 

 

27 Euro im Monat. Die Zahl der Leute, die in soge- 
nannter Nahrungsmittelunsicherheit leben – früher 
hätte man gesagt die hungern – ist von gut 30 Prozent 
auf 44 Prozent hochgegangen. 20 bis 30 Prozent 
leben nur knapp über der Armutsgrenze. Nur zehn, 
maximal 20 Prozent der Bevölkerung haben so etwas 
wie ein ordentliches Leben. 
 

Viele Flüchtlinge kommen in der Hoffnung auf ein 
besseres Leben nach Österreich. Die Regierung will 
den „Zuzug ins Sozialsystem“ stoppen. Können Sie 
das nachvollziehen?  
 

Ich finde es skandalös und absolut falsch, eine Tren-
nung zwischen Kriegsflüchtlingen und Wirtschafts-
flüchtlingen zu unternehmen. Afghanistan zum Bei-
spiel ist durch vier Jahrzehnte interne und inter-
nationalisierte Konflikte gegangen, da kann man das 
überhaupt nicht mehr voneinander trennen. 
 

Der Gerichtssachverständige Karl Mahringer – 
gegen den ein Verfahren läuft (siehe unten) – sagt, 
man könne junge Männer durchaus zurückschicken. 
 

Deswegen rede ich so viel über die sozialöko-
nomischen Fakten und die Sicherheitslage – die ist 
selbsterklärend. Natürlich gibt es Auffangmecha-
nismen in der afghanischen Gesellschaft: Ich habe 
einen Kollegen, der für 17 Kinder sorgt, weil seine 
Brüder erschossen wurden oder verschwunden sind. 
Der kriegt aber bei uns noch ein Gehalt, wo er das 
gerade noch so hinkriegt. Viele andere haben das 
nicht. Die Auffangmechanismen wurden durch den 
Krieg zerstört. 
 

Was halten Sie von Mahringers Gutachten?  
 

Ich dachte: „Über welches Land redet der eigent-
lich?“ Mahringer hat das mit Unwissenschaftlichkeit 
betrieben. Er hat – das ist für mich die Hauptkritik – 
vorliegende Literatur und Untersuchungen über-
haupt nicht zur Kenntnis genommen. Der hat Zeilen-
schinderei betrieben, im größten Ausmaß. 
 

Dennoch hat er in Österreich eine Monopolstellung 
als Gerichtssachverständiger für Afghanistan. 
 

Das finde ich – ironisch gesagt – überraschend. Es ist 
nicht zu vertreten, dass man nur einen „Experten“ 
hat. Im Grunde ist das ziemlich skandalös, weil es ums 
Überleben, um Menschenleben geht. Da kann man es 
sich nicht so einfach machen. Seine Folgerungen sind 
zum großen Teil falsch. Und ich würde sagen, dass ich 
mich da besser auskenne als Meister Mahringer, der 
als Berater nicht sehr viel rumkommt. 
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In Österreich ist die Stimmung gegenüber Afgha-
nen – wegen Vergewaltigungen, Messersteche-
reien, sexuellen Belästigungen – recht feindlich 
gesinnt. Kann man noch gegensteuern?  
 

Ich finde das empörend, aber Kriminalfälle sind 
Kriminalfälle, die haben keinen ethnischen Hinter-
grund. Jeder Kriminalfall ist einer zu viel, aber nur 
die an die große Glocke zu hängen, an denen 
Flüchtlinge beteiligt sind, ist falsch, Populismus und 
Stimmungsmache. Ich bin gerade einen Tag durch 
Wien spaziert und es sieht hier nicht wirklich nach 
Elend aus. Vielleicht war ich nicht in den Gegenden, 
wo es den Leuten schlecht geht, aber die Afghanen 
saufen den Wiener nicht den Kleinen Braunen weg. 
 

Man kann auch argumentieren: Hätte man weniger 
Flüchtlinge aufgenommen, gäbe es einige Fälle 
weniger.  
 

Könnte man, aber so funktioniert die Welt nicht. Wir 
sind keine Insel mehr und damit muss man klar-
kommen. 
 

Experten sagen, dass junge Afghanen durch den 
langen Krieg oft „verroht“ seien.  
 

Für die Leute muss es psychosoziale Betreuung 
geben. Die fliehen von Krieg und den Ergebnissen 
davon. Afghanistan unterscheidet sich nicht so stark 

von dem, was in Europa läuft. Man sieht auch unter 
bestimmten Gruppen von Einheimischen einen Ab-
bau von gegenseitiger Rücksichtnahme. Das ist dort 
nicht anders. Afghanen haben auch Erziehung 
genossen und vermitteln ihren Kindern Werte, die 
ihrem System entsprechen – ich rede nicht von der 
Scharia. Das sind ordentlich erzogene, höfliche Leute. 
 

Hierzulande geraten Afghanen oft mit Tschetsche-
nen in Streit. Warum diese beiden Gruppen?  
 

In Deutschland ist es so, dass Flüchtlinge unter-
schiedlich behandelt werden. Da haben wir mehr 
Konflikte, wo Afghanen und Syrer aufeinander los-
gehen. Das hat damit zu tun, dass die Afghanen 
zurecht denken, dass sie benachteiligt behandelt 
werden, weil Syrer bessere Bleibechancen haben. 
Das entlädt sich dann leider. 
 

Afghanen gelten hier als potenzielle Vergewaltiger, 
bei Syrern denkt man an freundliche Familienväter. 
Warum?  
 

Das hat mit der Hierarchie zu tun. Es gab auch schon 
früher starke Fluchtbewegungen von Afghanen – vor 
den Taliban. Da hatten sie in Europa super Aner-
kennungsquoten und waren ,gute Flüchtlinge’. 
Die Politik gibt den Ton vor. 
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Überprüfungsverfahren gegen Karl Mahringer nicht abgeschlossen 
 

Österreichs einziger Afghanistan-Sachverständiger ist Geschäftsmann.  
Kommission entscheidet über mögliche Aberkennung.  
 

KURIER – 23.06.2018, Julia Schrenk 
 

 38 Menschen wurden bei einem Angriff der radikal-
islamischen Taliban in der Nacht auf Donnerstag 
getötet. Die Taliban setzten damit ihre Angriffe auf 
Sicherheitskräfte in Afghanistan nach der dreitä-
gigen Waffenruhe fort.  
 

Obwohl in Afghanistan praktisch täglich Anschläge 
und Selbstmordattentate geschehen, ist Öster-
reichs einziger gerichtlich beeideter Sachverstän-
diger für Afghanistan, Karl Mahringer, der Mei-
nung, junge, männliche Asylwerber könnten durch-
aus nach Afghanistan abgeschoben werden, um 
sich dort ein Leben aufzubauen. Mahringer ist ein 
Geschäftsmann aus der Steiermark und seit 2010 
Gerichtssachverständiger. Wie er zu den Informa-
tionen für seine Gerichtsgutachten kommt, wurde 
zuletzt heftig kritisiert. Und zwar von Plagiatsprüfer 
Stefan Weber. 
 

Der untersuchte Mahringers Gutachten Anfang des 
Jahres aufgrund eines Auftrags der Deserteurs- und  

Flüchtlingsberatung und kam zu dem Schluss, dass 
darin nicht einmal „die grundlegenden Gütekrite-
rien wissenschaftlichen Arbeitens, Nachvollzieh-
barkeit (intersubjektive Überprüfbarkeit), Gültigkeit 
(Validität) und Verlässlichkeit (Reliabilität)“ einge-
halten würden. 
 

Derzeit läuft beim Landesgericht für Zivilrechts-
sachen ein Überprüfungsverfahren gegen Karl 
Mahringer. Konkret geht es um ein Verfahren nach 
Paragraf 10 des Sachverständigen- und Dolmet-
schergesetzes (SDG).  
 

Ergebnis dieses Verfahrens kann auch die Aberken-
nung des Status als Gerichtssachverständiger sein. 
Das könnte etwa dann der Fall sein, wenn die 
Voraussetzungen für die Eintragung des Gutachters 
nicht eingehalten wurden. Die Zertifizierungsprüf-
ung wird von einer Kommission – bestehend aus 
einem Richter als Vorsitzendem und zwei Fach-
prüfern durchgeführt.  
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Afghanische Flüchtlinge flüchten aus Österreich 
 

Weil sie hier immer weniger Chancen auf Asyl haben, zieht es viele Afghanen 
nach Frankreich oder Italien. 
 

Ist Afghanistan sicher genug, um Menschen dorthin abzuschieben? Bis zum Jahr 2016 war es 
das nicht. Seither hat sich an der Sicherheitslage in Afghanistan wenig geändert. Dennoch 
schloss die Europäische Union im Oktober 2016 gemeinsam mit der afghanischen Regierung 
ein Übereinkommen, das es EU-Staaten erlaubt, abgelehnte Asylbewerber auch ohne Aus-
Eispapiere nach Afghanistan abschieben zu dürfen. Afghanistan hatte kaum eine Wahl: Die 
EU-Staaten hatten gedroht, ansonsten die Entwicklungshilfe zu kürzen. 
 

Die neue afghanische Botschafterin in Wien, Khojesta Fana Ebrahimkhel, schüttelt den Kopf, 
wird sie nach der Sicherheit in ihrem Heimatland gefragt. „Warum ist die Botschaft in Kabul 
geschlossen?“, fragt sie zurück. „Weil es nicht sicher ist.“ Sie verweist auf die andauernden 
Kämpfe zwischen der Zentralregierung in Kabul und den radikalislamischen Taliban. Die Bot-
Schäferin spricht sich klar gegen Zwangsabschiebungen nach Afghanistan aus. Sie besuchte 
am Dienstag das Asylquartier Flussbauhof an der Alpenstraße in Salzburg. Erst ein paar Mo-
nagte im Amt will sie mit ihren Landsleuten ins Gespräch kommen, den Wert von Bildung 
betonen und dass es wichtig ist, das schlechte Image der Afghanen in Österreich aufzu-
polieren. 
 

Sie trifft auf ihrer Reise durch verschiedene Flüchtlingsunterkünfte im Land nicht mehr all jene 
an, die in Österreich um Asyl angesucht haben. 56 Prozent aller afghanischen Asylanträge 
werden in Österreich negativ beschieden. Im Jahr 2017 wurden 703 Afghanen aus Österreich 
abgeschoben, dazu zählen aber auch Dublin-Rückführungen in Länder, in denen die Flucht-
linge zuerst einen Asylantrag gestellt haben. Eine größer werdende Zahl wartet ihren Be-
Scheid allerdings gar nicht erst ab und macht sich angesichts der schwindenden Chancen in 
Österreich auf, um ihr Glück in Frankreich oder Italien zu versuchen. 
 

„Frankreich und Italien schieben nicht direkt nach Afghanistan ab“, erklärt Herbert Langthaler 
von der Asylkoordination in Wien. „Nachdem sie also selbst nicht abschieben, ist es logisch, 
nicht in ein Land abzuschieben, das genau das tut. Ob man also laut Dublin-System nach 
Österreich zurückschicken darf, ist umstritten. Deshalb haben Schutzsuchende in Frankreich 
oder Italien noch eher die Chance, auch tatsächlich Schutz zu bekommen.“ Diese Möglichkeit 
hat in der afghanischen Community längst die Runde gemacht. „Inzwischen sind es ein paar 
Hundert, die Österreich in Richtung Italien oder Frankreich verlassen haben. Aufgrund der 
neuen Regierung in Italien ist es nun verstärkt Frankreich“, sagt Langthaler. „Ich befürchte, 
dass sich die Lage aber auch in diesen beiden Ländern ändert, wenn aus den paar Hundert 
mehr werden.“ Ihn selbst empört die verschärfte Asylpolitik der österreichischen Regierung. 
„Aus unserer Sicht ist das ein klarer Verstoß gegen die Menschenrechtskonvention. Dass Kabul 
sicher ist, ist eine rein politisch motivierte Behauptung. Es entspricht nicht der Wirklichkeit.“  
(Salzburger Nachrichten – 11.07.2018) 
 

„Afghanistan ist nicht sicher. Alle wissen das.“ 
K. Fana Ebrahimkhel, afghanische Botschafterin in Wien. 
 

„Alle wissen das.“ – Umso schwerer wiegt die Haltung 
Österreichs im Rahmen seiner EU-Ratspräsidentschaft. 
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Neue UNHCR-Richtlinien: Abschiebungen sind dringend auszusetzen 
 

UNHCR hat seine neuen Richtlinien zu Afghanistan veröffentlicht und bringt es auf den 
Punkt: Geflüchtete Afghan*innen können nicht nach Kabul geschickt werden! PRO ASYL 
fordert, die nächste geplante Sammelabschiebung für kommenden Dienstag, 11.09., akut 
auszusetzen. Entscheidungen über Leib und Leben dürfen diese Erkenntnisse nicht ignorieren. 
 

… Das heißt, interne Fluchtalternativen gibt es für die Betroffenen in der Realität nicht, und 
wenn es sie gäbe, sind sie nicht erreichbar. Die Überlandstraßen werden von den Taliban 
kontrolliert – was auch das Auswärtige Amt (AA) in seinem aktuellen Lagebericht vom 31. Mai 
eindeutig feststellt hat. Das AA beschreibt die Lage als »volatil« – das ist eine diplomatische 
Beschreibung angesichts der Tatsache, dass die Taliban Städte wie Kundus und Ghani bereits 
vorübergehend eingenommen haben und militärisch erstarken. Was diese neue Einschätzung 
für Folgen haben muss, zeigt Finnland – bislang hinsichtlich Afghanistan eines der wenigen 
Abschiebeländer: Unmittelbar nach diesem Bericht hat es zurzeit die Abschiebungen nach 
Afghanistan gestoppt.  
 

… Seit über einem Jahr schieben Ausländerbehörden in die Hauptstadt ab. Nun aber dürfen 
die Behörden und Gerichte sich diesen neuen Erkenntnissen nicht verschließen, schließlich 
kommen sie aus dem UN-Flüchtlingshochkommissariat als einer zwingend zu berücksich-
tigenden Quelle. (PRO ASYL – 07.09.2018) 

PRO ASYL hat hier zu früh gejubelt: In den mit 30. August 2018 datierten UNHCR-Richtlinien 
sind Bedingungen skizziert, die Abschiebungen nach Afghanistan weiterhin rechtfertigen. 
Negative Bescheide des BFA und des BVwG werden sich auf diese Erläuterungen stützen:  
 

  
 

„Diese Richtlinien ersetzen die UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des inter-
nationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom April 2016. Sie 
werden vor dem Hintergrund anhaltender Besorgnis in Bezug auf die Sicher-
heitslage und weitreichende Menschenrechtsverletzungen herausgegeben. 
Sie enthalten Informationen über die besonderen Profile von Personen, für 
die sich internationaler Schutzbedarf im derzeitigen Kontext in Afghanistan 
ergeben kann.“         (Aus der Zusammenfassung der UNHCR-Richtlinie 2018.) 

Vergl. Mahringer ! 
(Seite 43) 
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Eine IFA kann nach Ansicht von UNHCR nur dann als zumutbar angesehen 
werden, wenn die Person im IFA-Gebiet Zugang zu einem Unterstützungs-
netzwerk durch Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie oder durch Mitglieder ihrer 
größeren ethnischen Gemeinschaft hat und man sich vergewissert hat, dass 
diese willens und in der Lage sind, den/die Antragstellende tatsächlich zu 
unterstützen. Selbst wenn derartige bereits zuvor bestehende, soziale 
Beziehungen gegeben sind, sollte geprüft werden, ob die Mitglieder dieses 
Netzes auch bereit und – trotz der prekären humanitären Lage in Afghanistan, der 
niedrigen Entwicklungs-indikatoren und der generellen wirtschaftlichen Zwänge, 
unter denen weite Teile der Bevölkerung leiden – auch wirklich in der Lage sind, 
den Antragssteller tatsächlich zu unterstützen.  
 

Die einzige Ausnahme von diesem Erfordernis der externen Unterstützung stellen 
nach Auffassung von UNHCR alleinstehende, leistungsfähige Männer und 
verheiratete Paare im erwerbsfähigen Alter ohne die oben beschriebenen 
besonderen Gefährdungsfaktoren dar. Diese Personen können unter bestimmten 
Umständen ohne Unterstützung von Familie und Gemeinschaft in städtischen und 
halbstädtischen Gebieten leben, die die notwendige Infrastruktur sowie 
Lebensgrundlagen zur Sicherung der Grundversorgung bieten und die unter der 
tatsächlichen Kontrolle des Staates stehen.  
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ACCORD, eine von Roten Kreuz Österreich betriebene asyl-
relevante Forschungs- und Dokumentationseinrichtung, hat 
einen ausführlichen Bericht zur wirtschaftlichen Situation 
sowie zur Sicherheitslage in den drei großen afghanischen 
Städten Herat, Masar-e Scharif und Kabul vorgelegt. Diese 
drei Städte werden nicht nur in Österreich, sondern auch in 
Deutschland von den Behörden immer wieder als „Binnen-
fluchtalternativen“ bezeichnet. 
In anderen Worten: Potenzielle afghanische Flüchtlinge im 
Land sollen sich dorthin statt ins Ausland begeben, da dort 
Versorgung und Sicherheit besser seien als anderswo – die 
berühmten, in Deutschland nie genannten „vergleichs-
weise sicheren Gebiete“. 
(Thomas Ruttig – 12.12.2018) 
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QUO VADIS, AFGHANISTAN ? 
 

Aus der Graphik unten lässt sich ablesen, warum die Zahl der Flüchtlinge aus Afghanistan seit 
2012 angestiegen ist und 2015/16 ihren Höhepunkt erreicht hat: Die US-Truppen waren von 
über 110.000 auf 8.550 Soldaten reduziert worden. Dies hatte es den Taliban ermöglicht, 
ihren Einfluss auf das Land wieder auszuweiten und Provinz um Provinz zurückzuerobern.   
 

 

Am 21. Dezember 2018 hat Donald Trump einen massiven Truppenabzug aus Afghanistan 
angekündigt: Die gegenwärtige Truppenstärke von 15.000 Mann soll halbiert werden. – 
Damit werden auch weitere ISAF-Truppen nach und nach abziehen. Die Konsequenzen liegen 
auf der Hand: Die Taliban werden die noch nicht unter ihrer Kontrolle stehenden Provinzen in 
absehbarer Zeit zur Gänze übernehmen und damit weitere massive Fluchtbewegungen der 
Zivilbevölkerung auslösen. Da die von den US-Truppen in den letzten beiden Jahren drastisch 
verstärkten Luftangriffe den Vormarsch der Taliban nicht aufzuhalten vermocht haben, lässt 
sich erahnen, wie sich nach Einstellung dieser Bombardements die Lage entwickeln wird …      
 

 

Flüchtlingskrise 2015 
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Afghanistan becomes world's deadliest country for terrorism, overtaking Iraq. 

Global Terrorism Index 2018 des IEP 
 

Der GTI des Institute for Economics & Peace bietet eine umfassende Zusammenfassung der wichtigsten 
globalen Trends und Muster des Terrorismus der letzten 17 Jahre. Der Bericht stuft 163 Länder (99,6 % 
der Weltbevölkerung) danach ein, wie stark sie von Terrorismus betroffen sind. Die Indikatoren umfas-
sen die Anzahl der terroristischen Vorfälle, Todesfälle, Verletzungen und Sachschäden.       
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https://www.profil.at/ausgaben/profil-1518?ta.p=2#ta6316685 
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SCHWARZBUCH ABSCHIEBUNGEN  

In Österreich verschwinden Menschen. Allein in das seit 40 Jahren vom Bürgerkrieg gebeutelte 
Afghanistan wurden 2019 235 Menschen abgeschoben. Viele hatten in Österreich Freunde 
gefunden, die sich nach Kräften bemühten, diese Deportationen zu verhindern. Immer wieder 
erreichen uns verzweifelte Telefonanrufe, tauchen Meldungen in den Medien auf oder 
werden Petitionen gegen einzelne Abschiebungen gestartet. 
 

Wie diese Abschiebungen dann tatsächlich ablaufen, was mit den Menschen in Afghanistan 
passiert und was sie hier zurücklassen, davon erfährt die Öffentlichkeit nur sehr selten. Die 
Regierung will, dass diese Menschen und ihr Schicksal vergessen werden, und ihre Freunde 
wollen sie durch Öffentlichkeit nicht noch mehr gefährden. 
 

Wir wollen dieses Unrecht dokumentieren, festhalten, was bei den Abschiebungen und 
danach mit den Abgeschobenen geschieht. Für diese Dokumentation bauen wir ein Netzwerk 
aus Ehrenamtlichen, NGO-MitarbeiterInnen und Vertrauenspersonen in den Zielländern der 
Abschiebungen auf. Ziel ist ein Schwarzbuch Abschiebungen, in dem die Fälle anonymisiert 
dokumentiert werden und damit ein Instrument gegen Abschiebungen geschaffen wird. 
  

Die Abschiebungen in das zerrissene, seit Jahrzehnten von Gewalt heimgesuchte Land, 
widersprechen dem in der Europäischen Menschenrechtskonvention festgeschriebenen 
Verbot einer Rückschiebung in ein Land, in dem Gefahr für Leib und Leben, Folter oder 
andere unmenschliche Behandlung droht. 
 

Menschenrechts- und Flüchtlingsorganisationen und ehrenamtliche UnterstützerInnen, er-
fahren nur von den Abschiebungen, wenn sie Kontakte zu den Betroffenen haben. Die Opfer 
werden oft im Morgengrauen aus ihren Quartieren abgeholt und bis zur Abschiebung in 
Schubhaft verwahrt. In den letzten Monaten hat sich gezeigt, dass es oft sehr schwierig war 
festzustellen, wie viele Menschen, geschweige denn wer genau abgeschoben wurde. Auch die 
Qualität der Asylverfahren, die zu den negativen Bescheiden und den darauffolgenden 
Abschiebungen geführt hat, ließ sich so kaum überprüfen. Zahlen sind sehr oft nur mit großem 
zeitlichen Abstand eruierbar (meist durch Parlamentarische Anfragen der Oppositions-
parteien), da die von BMI bzw. BFA veröffentlichen Zahlen keinen Unterschied zwischen 
Abschiebungen ins Herkunftsland und Rückführungen im Rahmen der Dublin-VO machen. 
 

In den vergangenen zwei Jahren haben sich etliche ehrenamtliche Flüchtlingshelferinnen 
beeindruckende Kompetenzen angeeignet und mit großem Engagement Recherchen 
vorangetrieben. Die Details der einzelnen Fälle können nur die HelferInnen, die am nächsten 
zum Geschehen sind, beitragen. Für den Erfolg dieses Dokumentationsprojektes müssen diese 
Ressourcen gebündelt werden. In Afghanistan selbst kann auf die Kontakte von mehreren 
ExpertInnen und internationalen Organisationen zurückgegriffen werden. Beachtenswert ist 
in diesem Zusammenhang die Studie der deutschen Anthropologin Friederike Stahlmann zum 
Schicksal von nach Afghanistan Abgeschobenen. 

Wurde jemand aus Ihrem Umfeld abgeschoben? Helfen Sie mit, indem sie unseren Frage-
bogen ausfüllen, damit kein Schicksal vergessen wird. 

https://www.asyl.at/de/schwerpunkte/schwarzbuchabschiebung/ 
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Abschiebungen nach Afghanistan – Was hat es gebracht? 
 

Für die einen ist die Abschiebung abgelehnter Asylbewerber nach Afghanistan Durchsetzung des 
geltenden Rechts, für die anderen eine Menschenrechtsverletzung. Konsequenzen hat es auch für 
andere EU-Länder.                           ARD-Tagesschau – 23.12.2019, Isabel Reifenrath und Sabine Wachs 
Seit 3 Jahren schiebt Deutschland nach Afghanistan 
ab. Im Dezember ging der 30. Abschiebeflug nach Ka-
bul. Während vorübergehend nur Gefährder, Straf-
täter und sogenannte Identitätstäuscher abgescho-
ben wurden, kann seit 2018 jeder Ausreisepflichtige 
in den Flieger nach Hause gesetzt werden. 
 

Genau davor haben viele Afghanen in Deutschland 
Angst, berichtet Stephan Dünnwald vom Bayerischen 
Flüchtlingsrat: "Viele hauen einfach ab, wobei ihnen 
gar keine Abschiebung droht. In einem Strudel aus 
Panik brechen sie ihre Ausbildung oder Arbeit einfach 
ab. Viele sind dann einfach weg." Von allen 800 Ab-
schiebungen, die es bisher gegeben hat, hat Bayern 
480 durchgeführt. 

Bundesländer gehen unterschiedlich vor 
Andere Länder wie Bremen und Niedersachsen schie-
ben nur Straftäter ab, so lange der Lagebericht des 
Auswärtigen Amtes keine akzeptable Sicherheitslage 
in Afghanistan erkennen lässt. Nach Angaben der 
Vereinten Nationen sterben immer mehr Zivilisten 
bei Anschlägen der radikal-islamischen Taliban. Im 
Juli gab es so viele zivile Opfer wie noch nie zuvor. 
Auch im Herbst wurden viele Anschläge verübt, um 
den Druck auf die US-Regierung und deren Bemü-
hungen um Friedensgespräche zu erhöhen. 

Protest von Linksparteien und Grünen 
Linkspartei und Grüne lehnen Abschiebungen nach 
Afghanistan deshalb weiterhin ab. Die flüchtlingspo-
litische Sprecherin der Grünen, Luise Amtsberg, sagt: 
"Der Staat möchte suggerieren, dass man ein starker 
Staat ist, der abschiebt, sobald es geht und das zur 
Grunderklärung macht. Das ist, wenn es um Men-
schenrechte geht, eine vollkommen falsche Politik." 
 

Ulla Jelpke von der Linkspartei wirft der Bundesregie-
rung vor, nicht ernsthaft zu prüfen, ob die Menschen 
in Afghanistan sicher sind: "Kein Mensch verlässt 
sein Land ohne Not. Die meisten Flüchtlinge, die 
nach Afghanistan zurückkehren, werden als Verrä-
ter gesehen, die bei den Nichtgläubigen gelebt ha-
ben. Entweder sie werden bedroht, man versucht, 
sie zu erpressen oder ihre Familien geraten in 
Gefahr, wenn sie sie aufnehmen." 

Europäisches Roulette um Asyl 
Um seiner Abschiebung zuvorzukommen, ist der 20-
jährige Sahid (Name geändert) von Frankfurt/Main 
nach Frankreich geflohen. Er lebt nun in einem illega-
len Camp, zusammen mit 1500 anderen Flüchtlingen. 
Sie schlafen in Zelten und werden von der Heilsarmee 
mit Sandwiches und Kaffee versorgt. 

Sahid hat in Deutschland seinen Hauptschulabschluss 
gemacht und danach eine Ausbildung als Anlagen-
mechaniker begonnen. 4 Monate nach Ausbildungs-
beginn kam sein Abschiebebescheid per Post. Darauf-
hin packte er seine Sachen. Die meisten Afghanen im 
Camp sprechen Deutsch, berichtet die Französin 
Miriam, die freiwillig hilft: "Es sind vor allem Afgha-
nen, die in den Zelten leben und hierherkommen, 
und viele von ihnen sprechen sehr gut Deutsch, 
leider kaum Französisch." 

Problem verschiebt sich innerhalb Europas 
Die Afghanen kommen nicht nur aus Deutschland, 
auch aus Österreich. Beide Länder haben ihre Asyl-
politik in den letzten Jahren verschärft. Vor der 
Flüchtlingskrise im Jahr 2016 hatten Deutschland, 
Ungarn und Österreich die meisten Asylanträge von 
Afghanen. Jetzt hat Frankreich aufgeholt. 
 

In Frankreich sind die Lebensbedingungen zwar 
schlecht. Es gibt nicht genügend staatliche Unter-
bringungsmöglichkeiten, aber die Chancen auf Asyl 
stehen für Afghanen sehr gut, sagt Pierre Henry, 
Direktor der Hilfsorganisation France Terre d'Asile: 
"Die Anerkennungsquote in Deutschland liegt bei 
rund 50 Prozent, in Frankreich bei über 70 Prozent. 
Die zuständigen Stellen analysieren die Situation in 
Afghanistan anders als die deutschen Behörden. 
Frankreich ist der Ansicht, dass Afghanistan insge-
samt nicht sicher ist. Von daher haben wir auch 
andere Abschieberegelungen." 
 

Flüchtlingsratsvertreter Dünnwald berichtet, dass 
sich viele einfach in München in den Bus setzen und 
nach Paris fahren. Lange habe man ihnen nicht davon 
abgeraten, weil man dachte, dass die afghanische 
Community in Frankreich größer sei und eben auch 
die Chancen auf Asyl. Nun aber, nachdem er sich die 
Camps angeschaut hat, denkt er anders darüber. Die 
Situation in den Camps sei einfach zu schlecht und 
viele lebten sogar allein unter einer Brücke oder 
hinter Hecken. 

Perspektive oder höhere Sozialleistungen? 
Sahid will nicht, dass seine Freunde in Deutschland 
wissen, wie erbärmlich es ihm in Frankreich geht. Er 
schämt sich. Die jungen Männer wirken erschöpft. 
Sahid ist einer von Tausenden, die in Frankreich auf 
eine zweite Chance hoffen. Das französische Asyl-
recht umgeht das Dublin-Abkommen. Nach diesem 
ist jenes Land für die Asylentscheidung einer Person 
zuständig, in dem sie zuerst registriert wurde. 
 

In Frankreich ist es aber möglich, einen neuen Asyl- 
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antrag zu stellen, wenn es den Behörden nicht 
rechtzeitig gelingt, den Antragssteller wieder nach 
Deutschland zu bringen. Im vergangenen Jahr hat 
Frankreich versucht etwa 8700 Personen per Dublin-
Regelung an die deutschen Behörden zu überstellen, 
gelungen ist das aber nur bei etwa jedem zehnten 
Fall. Das zeigen die Zahlen des Statistischen Amts der 
Europäischen Union. 

Hoffen auf zu langsame Behörden 
Auch Sahid wollen die französischen Behörden 
überstellen. Er hofft, dass das nicht funktionieren 
wird: "Ich habe meinen Fingerabdruck abgegeben, 
und sie haben mir ein Papier gegeben. In den 
nächsten Monaten schicken sie eine E-Mail nach 
Deutschland und fragen, ob Deutschland mich will. 
Ich weiß es nicht." Meistens reagieren die deutschen 
Behörden nicht schnell genug. 
 

Die Linken-Politikerin Jelpke hält die Dublin-Über-
stellungen zwischen Deutschland und Frankreich für 
Unsinn. Das sei ein reines Nullsummen-Spiel. Das 
Verfahren koste viel Geld und demonstriere nur, wie 
tot Dublin sei, sagt auch René Springer, AfD. Aller-
dings hält er es für richtig, dass jeder Nationalstaat 
sein eigenes Asylrecht hat. 
 

Eine Reform der europäischen Asylpolitik, wie Bun-
desinnenminister Horst Seehofer sie vorgeschlagen 
hat, hält er für unrealistisch. Nach Seehofers Plänen 
soll es eine asylrechtliche Vorprüfung an den EU-
Außengrenzen geben. Jeder Flüchtling, der die grie-
chischen Inseln oder Italien erreicht, soll dort 
überprüft und anschließend auf die EU-Staaten 
verteilt werden. 

Außenlager ebenfalls problematisch 
Luise Amtsberg von den Grünen glaubt, dass dann 
nur noch größere Flüchtlingslager entstehen, und sie 
fragt sich, was dann mit denen passieren soll, deren 
Chancen auf Asyl als schlecht eingestuft werden. Soll 
die europäische Grenz- und Küstenwache Frontex sie 
dann einfach in die Türkei oder nach Nordafrika zu-
rückbringen? Ohne dass die Menschen die Möglich-
keit haben, gegen ihren negativen Vorentscheid zu 
klagen, wie es das deutsche Asylrecht vorsieht? 

 

Druck auf andere EU-Länder wächst 
Dadurch dass Deutschland, Österreich, aber auch 
beispielsweise Schweden ihre Asylgesetze ver-
schärft haben, erhöht sich der Asyldruck auf die 
anderen EU-Staaten. Frankreichs Innenminister 
Christophe Castaner verkündete, dass Frankreich 
jetzt die höchsten Asylzahlen europaweit habe und 
deshalb seinen Kurs in der Einwanderungspolitik 
erneut verschärfen werde. 
Kritiker glauben, die französische Regierung bereitet 
sich so auch schon auf den Wahlkampf gegen die 
rechtsnationale Partei Front National vor.  
  

Die Räumung von illegalen Zeltcamps hat bereits 
begonnen. Pro Asyl berichtet, dass die französische 
Polizei viele Afghanen auch einfach an der deutsch-
französischen Grenze aussetzt und sie auffordert, zu 
Fuß zurück nach Deutschland zu gehen. 

Sahid hofft, dass ihm das nicht passieren wird. Er will 
in Frankreich neu anfangen. Viele andere junge 
Afghanen überlegen aber bereits weiter zu fliehen 
nach Italien oder Spanien. Dort ist die Situation zwar 
noch schlechter und es gibt auch kaum eine Chance 
auf Asyl für sie, aber es besteht auch nicht die 
Gefahr, dass sie abgeschoben werden. 

Das Problem verlagert sich nur 
Die Bundesregierung rühmt sich mit sinkenden Asyl-
zahlen. Die Zahl der Asylsuchenden aus Afghanistan 
ist in Deutschland in den letzten zwei Jahren stetig 
gesunken. Im Jahr 2018 waren es etwa 12.000 Asyl-
anträge von Afghanen laut Eurostat, im Jahr davor 
waren es noch 18.000. Das bedeutet aber nicht, dass 
weniger Afghanen in die EU flüchten. Die Zahl ist 
gleich groß geblieben. 
 

Die meisten stranden in Griechenland. Die Zahl der 
Asylanträge von Afghanen steigt dort. Und viele 
Flüchtlinge, die Deutschland bereits 2016 erreicht 
haben, flüchten nun in die anderen europäischen 
Staaten, allen voran Frankreich. Damit schrecken 
Abschiebungen nach Afghanistan die Flüchtlinge von 
Deutschland ab. Sie flüchten aber einfach nur weiter. 
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